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A. Bekanntmachungen des Landkrei-
ses Emsland

386 Jahresabschluss der Emsland GmbH für
das Geschäftsjahr 2022

Die Gesellschafterversammlung der Emsland GmbH hat in ihrer
Sitzung am 04.12.2023 den Jahresabschluss für das Geschäfts-
jahr 2022 festgestellt und der Geschäftsführung Entlastung erteilt.
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresfehlbetrag 2022 auf
das Jahr 2023 vorzutragen.

Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Gehring & Kollegen GmbH“ in Lingen gem.
§§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rechnungsprü-
fungsamt. Es wurde mit Datum vom 01.12.2023 ein uneinge-
schränkter Bestätigungsvermerk erteilt.

Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i.S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO.

Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung
öffentlich aus.

Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland,
Ordeniederung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329 eingesehen wer-
den.

Meppen, 13.12.2023

LANDKREIS EMSLAND

Burgdorf
Landrat

--------------------------------------------------

387 Öffentliche Bekanntgabe des Beschlusses
über den Gesamtabschluss des Landkrei-
ses Emsland für das Haushaltsjahr 2021 so-
wie öffentliche Bekanntgabe des um die
Stellungnahme des Landrats ergänzten
Schlussberichtes des Rechnungsprüfungs-
amtes über die Prüfung des Gesamtab-
schlusses 2021

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Emsland hat den
Gesamtabschluss für das Haushaltsjahr 2021 geprüft und das Er-
gebnis seiner Prüfungen im Schlussbericht vom 07.08.2023
zusammengefasst. Es wird bestätigt, „dass der Gesamtabschluss

- nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aufge-
stellt wurde und

- sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsab-
grenzungs-posten, Erträge und Aufwendungen und die im
Rahmen der Cash-Flow-Rechnung zu erfassenden Einzah-
lungen und Auszahlungen beinhaltet sowie die tatsächliche
Vermögens- und Ertragslage des „Konzerns Landkreis Ems-
land“ zutreffend darstellt.“

Der Kreistag des Landkreises Emsland hat in seiner Sitzung am
09.10.2023 den Gesamtabschluss 2021 beschlossen.

Aufgrund der §§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 NKomVG liegt der
Gesamtabschluss 2021 sowie der um die Stellungnahme des
Landrats ergänzte Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes
an sieben Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung
beim Landkreis Emsland, Ordeniederung 1, 49716 Meppen,
Kreishaus I, Zimmer 333, öffentlich aus.

Meppen, 13.12.2023

LANDKREIS EMSLAND
Der Landrat

--------------------------------------------------

388 Richtlinie; Förderung produktiver Investiti-
onen kleiner und mittlerer Unternehmen
(KMU) im Landkreis Emsland

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Zur Schaffung neuer und Sicherung vorhandener Arbeits-
plätze gewährt der Landkreis Emsland Zuschüsse für kleine
und mittelständische Unternehmen. Der Landkreis Emsland
setzt hierfür ausschließlich eigene Haushaltsmittel ein.

1.2 Die Gewährung dieser Zuschüsse erfolgt unter Anwendung
der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17.
Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung
der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise
der Europäischen Union (Allgemeine Gruppenfreistellungs-
verordnung – AGVO), Amtsblatt der EU L187/1 vom
26.06.2014, zuletzt geändert durch Verordnung (EU)
2023/1315 vom 23.06.2023, Amtsblatt L 167/1 vom
30.06.2023.

1.3 Ein Anspruch auf Gewährung eines Zuschusses nach die-
ser Richtlinie besteht nicht, vielmehr entscheidet der Land-
kreis Emsland als bewilligende Stelle nach pflichtgemäßem
Ermessen und im Rahmen der verfügbaren kommunalen
Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung

2.1 Gefördert werden folgende Investitionsvorhaben:

• Errichtung einer Betriebsstätte (Existenzgründung),
wenn hierdurch mindestens ein Vollzeitdauerarbeits-
platz geschaffen und besetzt wird.

• Erweiterung einer Betriebsstätte, wenn hierdurch die
Zahl der Dauerarbeitsplätze

- bei kleinen Unternehmen um mindestens einen
Vollzeitdauerarbeitsplatz und

- bei mittleren Unternehmen um mindestens zwei
Vollzeitdauerarbeitsplätze

gegenüber dem Stand vor Investitionsbeginn erhöht
wird und die Arbeitsplätze besetzt werden.

• Erwerb einer von der Stilllegung bedrohten oder bereits
stillgelegten Betriebsstätte, sofern dieser unter Markt-
bedingungen erfolgt sowie die Übernahme bei Aus-
scheiden des früheren Inhabers aus dem Erwerbsleben.

Dauerarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die von vornhe-
rein auf Dauer angelegt sind.
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2.2 Teilzeitarbeitsplätze werden entsprechend der jeweiligen
Wochenarbeitszeit, Saisonarbeitsplätze mit der jahres-
durchschnittlichen Arbeitszeit, sofern sie auf Dauer angebo-
ten werden, anteilig berücksichtigt. Teilzeitarbeitsplätze, die
sozialversicherungsrechtlich wegen Geringfügigkeit nicht
zur Versicherungspflicht führen (geringfügig Beschäftigte),
bleiben unberücksichtigt.

2.3 Ein zusätzlich geschaffener Ausbildungsplatz wird wie ein
Vollzeitdauerarbeitsplatz gewertet.

3 Zuwendungsempfänger

3.1 Antragsberechtigt sind kleine und mittlere gewerbliche Un-
ternehmen aus Industrie, Handwerk, Handel, Bau-, Ver-
kehrs-, Beherbergungs- und Dienstleistungsgewerbe mit
Sitz im Landkreis Emsland und Existenzgründer aus den
vorgenannten Bereichen, die beabsichtigen, eine Betriebs-
stätte mit Sitz im Landkreis Emsland zu errichten. Von der
Förderung sind nach der AGVO ausgeschlossen:

- Tätigkeiten in der Fischerei und der Aquakultur, die un-
ter die Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2013 fallen

- Tätigkeiten im Rahmen der Primärerzeugung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse

- Tätigkeiten im Rahmen der Verarbeitung und Vermark-
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, wenn
- sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der

Menge der auf dem Markt von Primärerzeugern er-
worbenen oder von den betreffenden Unternehmen
angebotenen Erzeugnissen richtet oder

- die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder
teilweise an die Primärerzeuger weitergegeben wird

- Tätigkeiten im Steinkohlenbergbau
- Tätigkeiten in der Stahlindustrie
- Tätigkeiten im Schiffbau
- Tätigkeiten der Kunstfaserindustrie
- Tätigkeiten im Verkehrssektor und damit verbundenen

Infrastrukturen,
- Tätigkeiten in der Erzeugung und Verteilung von Ener-

gie und in Energieinfrastrukturen
- Betriebe zur Erbringung von Finanz- und Versiche-

rungsdienstleistungen
- Unternehmen in Schwierigkeiten
- Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung von

EFRE-Mitteln nicht Folge geleistet haben
- Stille Beteiligungen als „sonstige öffentliche Kapitalzu-

fuhr“
- Kommunale Eigengesellschaften der Landkreise und

kreisfreien Städte
- Beihilfen für ausfuhrbezogene Tätigkeiten, die unmittel-

bar mit den ausgeführten Mengen, dem Aufbau oder
dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder anderen laufen-
den Ausgaben in Verbindung mit der Ausfuhrtätigkeit
zusammenhängen sowie Beihilfen, die davon abhängig
sind, dass einheimische Waren Vorrang vor eingeführ-
ten Waren erhalten

3.2 Maßgeblich für die Einstufung als KMU im Sinne dieser
Richtlinie ist der Anhang I zur AGVO. Danach wird ein klei-
nes Unternehmen als ein Unternehmen definiert, das weni-
ger als 50 Personen beschäftigt und dessen Jahresumsatz
bzw. Jahresbilanzsumme 10 Mio. EUR nicht übersteigt. Ein
mittleres Unternehmen wird als Unternehmen definiert, das
kein kleines Unternehmen ist und weniger als 250 Personen
beschäftigt und entweder einen Jahresumsatz von höchs-
ten 50 Mio. EUR erzielt oder dessen Jahresbilanzsumme
sich auf höchstens 43 Mio. EUR beläuft.

Sofern weitere Unternehmen wirtschaftlich oder vertraglich
mit dem antragstellenden KMU verbunden sind, sind deren
Beschäftigtenzahlen, Umsätze und Bilanzsummen anteilig
oder vollständig den Werten des antragstellenden KMU hin-
zuzurechnen. Dabei ist die Intensität der Bindung zu berück-
sichtigen. Zur Ermittlung der Schwellenwerte für eigenstän-
dige Unternehmen, Partnerunternehmen bzw. verbundene
Unternehmen gelten die im Anhang I der AGVO enthaltenen
Berechnungsmethoden.

4 Sonstige Zuwendungsvoraussetzungen und Bestimmungen

4.1 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist nur möglich, wenn
der Antrag vor Beginn des Vorhabens gestellt worden ist.
Dabei ist als Vorhabenbeginn grundsätzlich der Abschluss
eines dem Vorhaben zuzurechnenden Lieferungs- oder
Leistungsvertrages zu werten. In den Fällen, in denen gem.
lfd. Nr. 2.1 eine Arbeitsplatzerhöhung Voraussetzung ist,
werden nur die Arbeits- bzw. Ausbildungsplätze berücksich-
tigt, die nach Antragseingang geschaffen und besetzt wur-
den.

4.2 Die Gesamtfinanzierung des Projektes muss sichergestellt
sein.

4.3 Eine Förderung ist nur möglich, wenn sich die förderfähigen
Gesamtkosten des Investitionsvorhabens auf mindestens
20.000 € und höchstens 350.000 € belaufen.

4.4 Es muss ein in sich abgeschlossenes Investitionsvorhaben
vorliegen. Eine erneute Förderung desselben Unterneh-
mens ist auch bei Vorliegen der sonstigen Fördervorausset-
zungen nur möglich, wenn es sich um ein neues, in sich ab-
geschlossenes Investitionsvorhaben handelt und der im Be-
willigungsbescheid festgesetzte Zweckbindungszeitraum
von 2 Jahren des zuvor geförderten Projektes abgelaufen
ist.

4.5 Mit dem Vorhaben ist spätestens zwei Monate nach Ertei-
lung der Bewilligung zu beginnen.

4.6 Der Durchführungszeitraum, innerhalb dessen das Vorha-
ben abgeschlossen sein muss, ist grundsätzlich auf maxi-
mal 12 Monate begrenzt.

5 Art, Umfang und Höhe der Förderung

5.1 Die Beihilfe wird in Form eines nicht rückzahlbaren Investi-
tionszuschusses als Anteilsfinanzierung gewährt.

5.2 Die Höhe des Zuschusses beträgt

• bei kleinen Unternehmen bis zu 15 %,
• bei mittleren Unternehmen bis zu 7,5 %

der förderfähigen Investitionskosten, höchstens jedoch
20.000 €. Soweit das Unternehmen vorsteuerabzugsbe-
rechtigt ist, sind die Nettoinvestitionskosten maßgeblich.

5.3 Gefördert wird die Anschaffung bzw. Herstellung der zum
Investitionsvorhaben zählenden Wirtschaftsgüter des Anla-
gevermögens.

5.4 Von der Förderung sind insbesondere ausgeschlossen:

• Grunderwerb und die damit im Zusammenhang stehen-
den Ausgaben

• Waren sowie Werk- und Verbrauchsstoffe
• Verkehrs- und Transportmittel, soweit sie für den Stra-

ßenverkehr zugelassen sind
• Sollzinsen
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• Stilllegung von Kernkraftwerken
• Ausgaben für Wohnungsbau
• erstattungsfähige Mehrwertsteuer
• Rabatt / Skonto
• Einzelrechnungen bis 150,00 €
• Kassenbelege/Kassenbons ohne eindeutigen Adressat

und Liefergegenstand sowie

bei den Finanzierungsformen
• Geleaste Wirtschaftsgüter
• Mietkauf (wenn Aktivierung beim Mietkaufgeber)

5.5 Von der Förderung sind grundsätzlich umfasst:

• Immaterielle Wirtschaftsgüter (Rechte, Patente, Lizen-
zen)

• Mietkauf (wenn Aktivierung beim Mietkaufnehmer)
• Gebrauchte Wirtschaftsgüter
• Aktivierbare Eigenleistungen (sind jedoch nur bei be-

stimmten Rechtsformen wie z. B. einer GmbH möglich)

Allerdings ist über die Förderfähigkeit dieser Kosten im Ein-
zelfall und nach gesonderter Prüfung zu entscheiden.

5.6 Die nach dieser Richtlinie gewährten Beihilfen dürfen in Be-
zug auf dieselben förderfähigen Kosten zusammen mit
sonstigen Beihilfen der Europäischen Union, des Bundes o-
der des Landes oder sonstigen öffentlichen Beihilfen, die
gesetzlich festgesetzte Förderhöchstgrenze der Förderung
nicht überschreiten. Der beantragte Zuschuss darf nicht
über öffentliche Finanzierungshilfen zwischenfinanziert wer-
den.

Verfahren

5.7 Die Anträge auf Gewährung eines Zuschusses sind vor In-
vestitionsbeginn (vgl. Nr. 4.1) unter Verwendung eines An-
tragsformulars zusammen mit den im Antragsvordruck ge-
nannten Unterlagen an den Landkreis Emsland -Fachbe-
reich Wirtschaft und Kreisentwicklung- zu richten.

5.8 Die in den Anträgen gemachten Angaben werden zu sub-
ventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 Strafge-
setzbuch erklärt.

5.9 Über die Auszahlung des Zuschusses wird nach Abschluss
der Maßnahme und fristgerechter Vorlage eines vom Steu-
erberater/Wirtschaftsprüfer bestätigten Verwendungsnach-
weises durch den Landkreis Emsland entschieden.

5.10 Der Zuschuss wird grundsätzlich nicht ausgezahlt bzw. ist,
ggf. zuzüglich Zinsen, zurückzuzahlen, wenn die Bestim-
mungen und Voraussetzungen dieser Richtlinie oder des
Bewilligungsbescheides nicht eingehalten werden. Dies gilt
insbesondere, wenn

• die mit Hilfe der Zuwendung erworbenen oder herge-
stellten Gegenstände nicht zweckgebunden verwandt
werden oder

• die im Antrag angegebenen Dauerarbeitsplätze nicht
geschaffen und besetzt werden.

In besonderen Ausnahmefällen kann von einer Rückforde-
rung abgesehen werden.

Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf eines Zuwen-
dungsbescheides sowie als Folge hiervon die Rückforde-
rung der ausgezahlten Zuwendung richten sich nach dem
Verwaltungsverfahrensgesetz.

5.11 Der Landkreis Emsland oder von ihm beauftragte Einrich-
tungen haben das Recht, die Antragsangaben, die Förder-
grundlagen, die Erfüllung der Voraussetzungen und Bestim-
mungen und sonstige im Rahmen der Zuschussgewährung
bedeutsame Umstände in den Betrieben zu überprüfen und
darüber Erkundigungen einzuholen.

5.12 Die Belege und sonstige mit der Förderung zusammenhän-
gende Unterlagen sind bis zum 31.12.2036 aufzubewahren.

5.13 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, alle im Rahmen
des Zuwendungsbescheides festgelegten Auflagen und Be-
dingungen zu erfüllen. Als Hinweis auf die Förderung wird
ein Acrylschild mit dem Hinweis „Gefördert durch den Land-
kreis Emsland“ zur Anbringung an geeigneter Stelle zur Ver-
fügung gestellt.

6 Inkrafttreten, Zeitliche Befristung

6.1 Diese Richtlinie tritt mit Veröffentlichung im Amtsblatt des
Landkreises Emsland in Kraft und gilt bis zum 31.12.2026
unter der Voraussetzung, dass jeweils entsprechende
Haushaltsmittel des Landkreises Emsland zur Verfügung
stehen und die Richtlinie zuvor nicht aufgehoben oder ge-
ändert wird.

Meppen, 18.12.2023

LANDKREIS EMSLAND

Burgdorf
Landrat

--------------------------------------------------

389 Richtlinie des Landkreises Emsland als zu-
ständige Behörde und Aufgabenträger
nach Art. 2 lit. b) VO (EG) Nr. 1370/2007 und
§ 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4
NNVG über die Anwendung und Abgeltung
gemeinwirtschaftlicher Pflichten aus der
Anwendung der genehmigten Tarife

Präambel
Der Aufgabenträger erlässt die Richtlinie für eine Allgemeine Vor-
schrift (AV). Er strebt an, diese AV in eine Satzung zu überführen.
Anlass für eine AV ist die Novellierung des Nieder-sächsischen
Nahverkehrsgesetzes zum 01.01.2017, die die bisher eigenwirt-
schaftlich genehmigten Tarife auf dem Gebiet des Aufgabenträ-
gers als nicht mehr auskömmlich darstellen lässt. Deshalb spricht
der Aufgabenträger ab 2017 für diese Tarife eine gemeinwirt-
schaftliche Tarifverpflichtung aus, damit weiterhin die Versorgung
der Bevölkerung mit Nahverkehrsleistungen und eine beihilfen-
rechtskonforme Finanzierung der VU gewährleistet sind.

1. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

1.1 Verkehrsunternehmen (VU), die im Rahmen des in
Anhang 1 genannten Gebietes des Landkreises ei-
genwirtschaftlichen Linienverkehr nach §§ 42 und 44
PBefG oder diesen ergänzenden oder ersetzenden
Verkehr nach § 1 Abs. 3 NNVG durchführen, erfüllen
auf der Grundlage des genehmigten Tarifs (siehe 1.5)
gemeinwirtschaftliche Tarifverpflichtungen, die ent-
sprechend der Regelungen der VO (EG) Nr.
1370/2007 und dieser Richtlinie ausgeglichen werden
können.

1.2 Der finanzielle Ausgleich nach § 7a NNVG auf der
Grundlage dieser Richtlinie wird pro Jahr auf
5.856.963,00 € (Anhang 2, Festlegung der Aus-
gleichsbeträge je Verkehrs-/Tarifgemeinschaft, Haus-
tarife) begrenzt. Die Mittel werden entsprechend des
Anhangs 2 und den Vorgaben des NNVG insgesamt
zum Ausgleich für die gemeinwirtschaftliche Tarifver-
pflichtung ausgereicht. Grundlage ist das ÖPNV-
Angebot der VU im Basisjahr 2016 (z.B. Fahrplan, Li-
niengenehmigungen nach § 42 PBefG etc.) im Sinne
von 2.1.
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Übersteigt die beantragte Gesamtausgleichssumme
der Verkehrsunternehmen mit einem Haustarif den
nach Anhang 2 zugewiesenen Ausgleichsbetrag für
Haustarife, wird der Einzelanspruch des Unterneh-
mens für den vorläufigen und endgültigen Zuwen-
dungsbescheid im Verhältnis zur Gesamtsumme aller
Ausgleichsansprüche für Haustarife gekürzt. Über-
steigt die beantragte Gesamtausgleichssumme der
Verkehrsunter-nehmen, die Mitglied einer Tarifge-
meinschaft nach Anhang 2 sind, den dort jeweils zu-
gewiesenen Ausgleichsbetrag der Tarifgemeinschaft,
wird der Einzelanspruch des Unternehmens für den
vorläufigen und endgültigen Zuwendungsbescheid im
Verhältnis zur Gesamtsumme aller Ausgleichsan-
sprüche der Verkehrsunternehmen dieser Tarifge-
meinschaft gekürzt.

1.3 Zusätzlich zu den Mitteln nach 1.2. stellt der Landkreis
zum Ausgleich der gemeinwirtschaftlichen Tarifver-
pflichtung für Finanzierung des ÖPNV und für die Ver-
besserung des Verkehrsangebotes wie folgt Mittel zur
Verfügung:

1.3.1 Der Landkreis führt das „Emsland Jugendticket“ als
regionales Schüler- und Azubi-Ticket im Sinne von §
7e NNVG ein. Das „Emsland Jugendticket“ wird Teil
der jeweils bestehenden Tarifsortimente in den Tarif-
gemeinschaften und ist gemeinwirtschaftlicher
Höchsttarif im Sinne Ziff. 1.5. Durch die Einführung
des Tarifangebots entstehen den im Landkreis tätigen
Verkehrsunternehmen negative Netzeffekte im Sinne
von Ziffer 2 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007
in Form der Kannibalisierung des Tarifsortiments für
Schüler und Auszubildende sowie der Vergünstigung
der Schülerbeförderung im Vergleich zur Bestellung
von Schülersammelzeitkarten. Als Ausgleich für diese
negativen Netzeffekte auf die Einnahmen, die aus der
Einführung des „Emsland Jugendtickets“ entstehen,
gewährt der Landkreis einen zusätzlichen Ausgleich
in Form des An-kaufs eines pauschalierten Ticketkon-
tingents nach Maßgabe von Anhang 7. Das Ticket-
kontingent wird dem in Anhang 7 definierten Berech-
tigtenkreis (inklusive von nach der Satzung für die
Schülerbeförderung im Landkreis Emsland berechtig-
ten Schülern) kostenlos zum Abruf des „Emsland Ju-
gendtickets“ bei den Verkehrsunternehmen zur Verfü-
gung gestellt. Das Ausgabeverfahren wird zwischen
den Tarifgemeinschaften, den Verkehrsunternehmen
und dem Landkreis bzw. der Emsländischen Eisen-
bahn GmbH geregelt. Zusätzlich stellt der Landkreis
Mittel zum Ausgleich nicht gedeckter Kosten, die den
Verkehrsunternehmen aufgrund des notwendigen
Einsatzes zusätzlicher Fahrzeuge aufgrund erhöhten
Fahrgastaufkommens entstehen nach Maßgabe von
Anhang 7 zur Verfügung.

1.3.2 Der Landkreis reicht für nicht durch (zusätzliche) Ein-
nahmen gedeckte Kosten bei dem Einsatz von Fahr-
zeugen mit alternativen Antrieben (bspw. Wasser-
stoff-, Elektroantrieb) auf dem Zuständigkeitsgebiet
des Landkreises bei Anwendung des festgesetzten
Höchsttarifs weitere Mittel nach Maßgabe des An-
hangs 8 aus.

1.3.3 Der Landkreis reicht einen Ausgleich für nicht durch
(zusätzliche) Einnahmen gedeckte Kosten aufgrund
von Verbesserungen des Verkehrsangebots bei An-
wendung des fest-gesetzten Höchsttarifs aus. Die be-
troffene Verkehrsleistung und die Höhe des Aus-
gleichs ergeben sich aus Anhang 8.

1.4 Soweit Linienverkehre auf den Gebieten von zwei o-
der mehr Aufgabenträgern erbracht werden, verstän-
digen diese sich grundsätzlich auf eine gebietsscharfe
Abgrenzung zur Finanzierung dieser Verkehre aus ih-
rer jeweiligen Richtlinie oder sonstigen Regelwerken
zu gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen.

1.5 Gemeinwirtschaftlicher Höchsttarif

1.5.1 Die gemeinwirtschaftlichen Höchsttarife nach dieser
Richtlinie sind die den Verkehrsunternehmen geneh-
migten Tarife einschließlich der Beförderungsbestim-
mungen.

1.5.2 Zusätzlich zu den gemeinwirtschaftlichen Höchsttari-
fen nach 1.5.1 wird das „Deutschlandticket“
i. S. d. § 9 Abs. 1 Regionalisierungsgesetz (RegG)
und der bundeseinheitlichen Tarifbestimmungen und
Beförderungsbedingungen in der jeweils aktuellen
Fassung (Anhang 1a) als gemeinwirtschaftlicher
Höchsttarif für den Zeitraum vom 01.05.2023 bis zum
30.04.2024 vorgegeben. Soweit erforderlich, haben
die Verkehrs-unternehmen die Anwendung des
Deutschlandtickets bei der zuständigen Genehmi-
gungsbehörde anzuzeigen bzw. zu beantragen.

1.6 Die Einnahmen aus dem Fahrscheinverkauf verblei-
ben bei den VU, die die Aufteilung der Einnahmen ge-
mäß der Vorschrift des § 8 Abs. 3b PBefG untereinan-
der regeln. Hinsichtlich der Einnahmen für das
Deutschlandticket haben die VU an der bundesweit
abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutsch-
landticket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Da-
ten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprü-
che vollumfänglich geltend zu machen und gegebe-
nenfalls diese Ansprüche überschießende Einnah-
men im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.

1.7 Verstöße des VU gegen Pflichten aus 1.5 und 2.1 und
den weiteren Vorgaben nach dieser Richtlinie führen
zur Rückforderung der bis dahin ausgekehrten Zu-
wendungen, ganz oder teilweise. Das Gleiche gilt für
vorsätzlich und grob fahrlässig fehlerhafte wirtschaft-
liche Angaben des VU über die ökonomische Situa-
tion seiner erbrachten Verkehre, für die Zuwendungen
beantragt und gewährt wurden. Für Billigkeitsleistun-
gen i.S.v. 4.2 erfolgt die Rückforderung zudem nach
der jeweils geltenden Richtlinie Billigkeitsleistungen
Deutschlandticket ÖPNV inkl. der dort etwaig vorge-
gebenen Verzinsung.

1.8 Die Zuwendungsbescheide stehen unter dem Vorbe-
halt, dass die EU-Kommission die novellierten Vor-
schriften des NNVG mit dem europäischen Beihilfen-
recht für unvereinbar erklärt und die Rückforderung
der rechtswidrigen Beihilfen anordnet. In diesem Fall
hat zwingend eine Rückforderung der Zuwendungen
durch den Aufgabenträger zu er-folgen.

1.9 Die Gesamtsumme der Ausgleichsleistungen des je-
weiligen Verkehrsunternehmens nach 1.2 bis 1.3 darf
den Betrag nicht überschreiten, der sich aus der Dif-
ferenz zwischen Höchst- und Referenztarif des Unter-
nehmens im jeweiligen Kalenderjahr ergibt. Verkaufte
Emsland Jugendtickets werden vollumfänglich als
Einnahme des Unternehmens im Höchsttarif und nicht
als Ausgleichsleistung behandelt.

2. Abgeltung finanzieller Nachteile nach 1.2

2.1 Finanzielle Nachteile aufgrund der gemeinwirtschaft-
lichen Tarifverpflichtung der AV können den VU nur
dann abgegolten werden, wenn eine Rabattierung
von Ausbildungsverkehren von mindestens 25 % ge-
genüber Zeitfahrausweisen im Nichtausbildungsver-
kehr mit räumlich und zeitlich vergleichbarer Gültigkeit
gemäß § 7 a Abs. 1 NNVG erfolgt. Grundlage der Aus-
gleichsleistungen ist das ÖPNV-Angebot des VU im
Basisjahr 2016 (z.B. Fahrplan, Liniengenehmigungen
nach § 42 PBefG etc.). Nicht unwesentliche Vermin-
derungen des ÖPNV-Angebotes gegenüber dem Ba-
sisjahr führen zu einer anteiligen Reduzierung der
Ausgleichsleistungen für das VU.
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2.2 Eine Abgeltung finanzieller Nachteile kann weiterhin
nur erfolgen, wenn das VU dem zuständigen Aufga-
benträger eine Einnahmeprognose gemäß dem Ver-
fahren nach 2.4 oder in einer Vorabkalkulation für das
Verfahren nach 2.5 die mögliche Ausgleichsbedürftig-
keit der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung bis zum
28.2.2017 schriftlich an-zeigt.

2.3 Das VU hat das Verfahren zum finanziellen Ausgleich
nach Nr. 2.4 zu wählen, soweit ein marktfähiger Refe-
renztarif gegeben ist. Soweit kein marktfähiger Refe-
renztarif zur Aufrechterhaltung der Status Quo – Ver-
kehre in 2016 ermittelt werden kann, kann das VU
aufgrund der durch die Novelle des NNVG verursach-
ten Umbruchsituation und bereits genehmigter eigen-
wirtschaftlicher Liniengenehmigungen das Abrech-
nungsverfahren nach 2.5 wählen. Dieser Weg wird
von Seiten des Aufgabenträgers für eine Übergangs-
zeit eröffnet, um die Versorgung der Bevölkerung mit
öffentlichen Personenverkehrsdiensten sicherzustel-
len und gleichzeitzeitig die beihilfenrechtskonforme
Finanzierung der VU zu gewährleisten.

2.4 Das VU kann die wirtschaftlichen Nachteile anhand
eines marktfähigen Referenztarifs nachweisen, der im
Verhältnis zu den ausgesprochenen gemeinwirt-
schaftlichen Tarif-verpflichtungen als Abrechnungs-
grundlage dient (Ertrag-Kosten-Vergleich). Als markt-
fähiger Referenztarif gilt ein Tarif, der im Endkunden-
markt der verschiedenen Markt-segmente wie Einzel-
karten, Zeitkarten Jedermann, Zeitkarten Ausbildung
Selbstzahler, Zeitkarten Ausbildung Schüler etc.
durchgesetzt werden kann.

2.4.1 Das VU hat die Marktfähigkeit des Referenztarifs
nachzuweisen. Es hat hierzu den Aufgabenträgern
alle Unterlagen insbesondere über Marktreichweite,
erzielten Umsätze nach Gattungen und vergleichbare
Raumstrukturen zur Verfügung zu stellen. Hierzu sind
anhand bisheriger Verkaufszahlen (Gattungen/Tarif-
stufen) die Einnahmen anhand eines marktfähigen
Referenztarifs und im Vergleich hierzu die Einnahmen
bei Anwendung der gemeinwirtschaftlichen Höchstta-
rife und die hieraus entstehenden finanziellen Nach-
teile gegenüberzustellen. Der Nachweis der erzielba-
ren Einnahmen bei Anwendung eines Markttarifs setzt
die Berücksichtigung der Preiselastizität (Mehrnach-
frage bei sinkenden Preisen) voraus. Grundsätzlich ist
der branchenüblich angenommene Standardwert von
mindestens -0,3 anzunehmen.

2.4.2 Existieren keine deckungsgleichen Tarifangebote im
Referenztarif, z. B. aufgrund ab-weichender Regelun-
gen zu Tagesgültigkeit, Mitnahme, Netzgültigkeit oder
auch An-wendung von Kundenbindungskarten, so
sind entsprechende Vergleichbarkeiten durch Zu- und
Abschläge herzustellen.

2.4.3 Werden die Fahrausweise bei mehreren VU genutzt,
so sind sie leistungsgerecht entsprechend der benutz-
ten Preisstufen aufzuteilen. Beim Referenztarif kann
ein Kauf getrennter Fahrausweise für die Teilstrecken
unter Beachtung der Preiselastizität angenommen
werden.

2.5. Alternativ kann das VU die finanziellen Nachteile der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen durch einen
Kosten-Erlös-Vergleich belegen. Dieser Vergleich
muss die prognostizierten Kosten und die Erlöse ent-
sprechend der Gliederung nach Anhang 3 und An-
hang 4 enthalten. Die Kosten dürfen nur Leistungen
beinhalten, die unmittelbar für die Erbringung von Ver-
kehrsleistungen zu den gemeinwirtschaftlichen
Höchsttarifen erforderlich sind. Die Erlöse müssen
alle Einnahmen enthalten, die unmittelbar oder mittel-
bar diesen Kosten gegenüberstehen.

Die Kosten müssen erforderlich sein und dem Grundsatz
sparsamer und wirtschaftlicher Mittelverwendung ent-
sprechen und dürfen analog § 4 der Verordnung PR
Nr. 30/53 über Preise bei öffentlichen Aufträgen (VO
PR 30/53) die marktüblichen maximalen Kosten für öf-
fentlichen Personenverkehrsdienste nicht überschrei-
ten.

2.6. Als Gewinn gelten für die Abrechnungsverfahren nach
2.4 und 2.5 alternativ als angemessen

a. 20 % Umsatzrendite auf die am Markt erzielten
Fahrausweisumsätze (Jedermann-Tarife sowie
Schülerzeitkarten im Freiverkauf)

b. 15 % Eigenkapitalrendite. Das benötigte Eigenka-
pital bemisst sich dabei zu 20 % am Immobilien-
und Fahrzeugwert, sowie eines Monatsumsatzes

c. 6 % Umsatzrendite auf den gesamten Umsatz.

Zusätzlich gilt der unter 4.3 genannte Anteil von Kosten-
einsparungen als angemessener Gewinn.

Das VU kann nachweisen, dass aufgrund der besonderen
individuellen Situation ein an-derer Gewinn als angemes-
sen gilt und in der Branche durchsetzbar ist.

3. Vorabkalkulation und vorläufige Festsetzung des Aus-
gleichs nach 1.2

3.1 Der Aufgabenträger prüft die Einnahmeprognose
nach 2.4 oder die Vorabkalkulation nach 2.5. Rückfra-
gen sind durch die VU zeitnah umfassend und wahr-
heitsgemäß zu beantworten. In der Einnahmeprog-
nose nach 2.4 sind die bisher verkauften Stückzahlen
im Startjahr 2016 (Gattungen/Preisstufen), die bisher
angewandten Tarife und die Berechnung einschließ-
lich des marktfähigen Referenztarifs darzustellen.

3.2 Auf der Grundlage der Prüfungen legt der Aufgaben-
träger den Ausgleich für das Kalenderjahr mittels vor-
läufigen Zuwendungsbescheid fest. Soweit von den
Angaben des VU abgewichen wird, wird das VU an-
gehört.

3.3 Die Ausgleichsbeträge werden zu folgenden Daten
auf das vom VU benannte Konto geleistet:
a. 15.5. 50 % des Jahresbetrags
b. 15.10. 40 % des Jahresbetrags
c. nach Schlussabrechnung im Folgejahr 10 %

3.4 Etwaige Nachzahlungen oder Überzahlungen werden
bei Fortführung der allgemeinen Vorschrift ab 2018 in
der nachfolgenden Abschlagszahlung verrechnet.
Hilfsweise wer-den sie bis zum 30.4. des Folgejahrs
ausgeglichen.

4. Abgeltung finanzieller Nachteile nach 1.3.1 und 1.5.2

4.1 Abgeltung finanzieller Nachteile nach 1.3.1

4.1.1 Der Ausgleich für die Einführung des „Emsland Ju-
gendtickets“ und der kostenlosen Zurverfügungstel-
lung für den Berechtigtenkreis erfolgt durch den An-
kauf eines pauschalierten Ticketkontingents. Die Ver-
anschlagung basiert auf einem Vergleich der Ein-
nahme- und Kostensituation bei den Verkehrsunter-
nehmen im Schülerverkehr vor und nach Einführung
des „Emsland Jugendtickets“ unter Berücksichtigung
der Auswirkungen eines verbundweiten Tarifange-
bots vor dem Hintergrund der unterschiedlichen de-
mografischen und raum- bzw. siedlungsstrukturellen
Gegebenheiten im Landkreis.
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4.1.2 Das Ticketkontingent steht dem Berechtigtenkreis im
Sinne von Anhang 7 zu einem Gültigkeitsdatum ab
dem 01.08. des jeweiligen Jahres zur Verfügung. Die
Bezahlung des Kontingents erfolgt jeweils bis zum 10.
jeden Monats – beginnend mit dem 10.08. des jewei-
ligen Jahres – in Höhe eines Zwölftels des Gesamt-
kontingentwertes gemäß Anhang 7 auf die von den
Tarifgemeinschaften zu benennenden Konten.

4.1.3 Die Bezahlung der Kontingente erfolgt brutto inklusive
der gesetzlichen Mehrwertsteuer zum jeweiligen ge-
nehmigten Tarif des „Emsland Jugendtickets“.

4.2 Abgeltung finanzieller Nachteile nach 1.5.2 (Deutsch-
landticket)

4.2.1 Der Landkreis reicht die ihm vom Land Niedersach-
sen auf Grundlage der jeweils geltenden Richtlinie Bil-
ligkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV zugewie-
senen Mittel zum Ausgleich nicht gedeckter Ausga-
ben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusam-
menhang mit dem Deutschlandticket nach Maßgabe
der jeweils geltenden Richtlinie Billigkeitsleistungen
Deutschlandticket ÖPNV an die Verkehrsunterneh-
men aus, die für das betroffene Jahr nicht bereits auf
anderweitigem Weg (bspw. über öffentliche Dienst-
leistungsaufträge oder andere allgemeine Vorschrif-
ten etc.) einen Ausgleich für die Tarifanerkennung er-
halten oder für die jeweiligen Personenverkehrs-
dienste selbst kein wirtschaftliches Risiko tragen
(bspw. aufgrund sog. Bruttoverträge).

4.2.2 Die Gewährung der Billigkeitsleistungen nach der je-
weils geltenden Richtlinie Billigkeits-leistungen
Deutschlandticket ÖPNV erfolgt anhand der nach der
jeweils geltenden Richtlinie Billigkeitsleistungen
Deutschlandticket ÖPNV  ermittelten ausgleichsfähi-
gen Mindereinnahmen und nicht gedeckten Kosten je
Verkehrsunternehmen an die Verkehrsunternehmen.
Die Billigkeitsleistungen sind begrenzt auf die in der
jeweils gelten-den Richtlinie Billigkeitsleistungen
Deutschlandticket ÖPNV genannten Ausgleichstat-
bestände hinsichtlich der verminderten Fahrgeld- und
Fahrgeldersatzeinnahmen sowie nicht gedeckten
Ausgaben unter Abzug der ersparten Aufwendungen
bezogen auf die Anerkennung und Anwendung des
Deutschlandtickets. Sollten die vom Land Nieder-
sachsen nach der jeweils geltenden Richtlinie Billig-
keitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV zur Verfü-
gung gestellten Ausgleichsleistungen in einem Kalen-
derjahr nicht aus-reichen, um alle ausgleichsfähigen
Schäden im Sinne von Satz 1 zu decken, erfolgt ei-ne
anteilige prozentuale Kürzung der Billigkeitsleistung
je Verkehrsunternehmen. Sollten die vom Land Nie-
dersachsen zur Verfügung gestellten Mittel nicht aus-
reichen, wird der Landkreis die Tarifpflicht nach 1.5.2
für das Deutschlandticket aufheben und seine Zu-
stimmung zur Aufhebung der Tarifgenehmigung in
Bezug auf das Deutschlandtickets erteilen.

4.2.3 Zuwendungsvoraussetzung für die Billigkeitsleistun-
gen nach der jeweils geltenden Richtlinie Billigkeits-
leistungen Deutschlandticket ÖPNV ist, dass das je-
weilige Verkehrsunternehmen die Vorgaben zum
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen
Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket sowie die damit einhergehenden
Pflichten einhält.

Hierzu haben die Verkehrsunternehmen insbeson-
dere die erforderlichen Daten für das Monitoring und
die Einnahmeaufteilung gemäß der aktuell gültigen
Fassung des Beschlusses des Koordinierungsrates
für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuschei-
dung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf
Basis des „Leipziger Modellansatzes“ fristgerecht an
die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband
Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutsch-
landtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deut-
scher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundes-
verband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-
Clearingstelle zu melden. Die Meldung der Deutsch-
landtickets an die Clearingstelle erfolgt bis zum 20.
Kalendertag des Folgemonats. Die Meldung der Ver-
käufe aller übrigen Fahrausweise erfolgt bis zum 50.
Tag nach Ende eines Monats. Die Meldung der vor-
läufigen Soll-Einnahmen inkl. tariflicher Fortschrei-
bung erfolgt einmalig monatsscharf für das gesamte
Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024; sie sind erfor-
derlichenfalls unverzüglich zu korrigieren oder zu ak-
tualisieren.

4.2.4 Die Billigkeitsleistungen nach der Richtlinie Billigkeits-
leistungen Deutschlandticket ÖPNV 2023 werden
nach dem den Vorgaben der Richtlinie Billigkeitsleis-
tungen Deutschlandticket ÖPNV 2023 entsprechen-
den Verfahren gewährt. Der Landkreis er-lässt für das
Antragsverfahren ein gesondertes Antragsformular
auf Basis der Regelungen der jeweils geltenden
Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket
ÖPNV. Die Modalitäten der Auszahlung werden im
Bewilligungsbescheid näher geregelt.

5. Anreiz für eine wirtschaftliche Geschäftsführung und Quali-
tät im ÖPNV

5.1 Das Verfahren zur Ausgleichsgewährung muss nach
Nr. 7 des Anhanges der VO (EG) Nr. 1370/2007 einen
Anreiz für die Aufrechterhaltung oder Entwicklung ei-
ner wirtschaftlichen Geschäftsführung und für die
Qualität im ÖPNV bieten.

5.2 Soweit der Ausgleich nach Nr. 2.4 erfolgt, so trägt das
VU das volle Ertragsrisiko aus den Fahrgelderlösen.
Dies ist sowohl ein Anreiz zur Steigerung der Qualität
zwecks Gewinnung von Fahrgästen und Erhöhung
der Wirtschaftlichkeit.

5.3 Soweit der Ausgleich nach Nr. 2.5 erfolgt, so erfolgt
der Anreiz dadurch, dass bis zum Erreichen des
Schwellenwertes nach Nr. 3.3 auch bei Nachfrageän-
derungen keine Verrechnung erfolgt (partielles Nach-
fragerisiko). Zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit wird
dem VU bei Kostensenkungen gegenüber der Vorkal-
kulation bei gleichbleibendem Leistungsvolumen ein
Anteil von 50 % der Kostensenkung als Einbehalt au-
ßerhalb der Prüfung zur Überkompensationskontrolle
und zusätzlich zum angemessenen Gewinn zugebil-
ligt.
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6. Ex-post Kontrolle

6.1 Verfahren nach 2.4

6.1.1 Nach Abschluss eines Kalenderjahres, spätestens je-
weils zum 28.2. hat das VU im Ver-fahren nach 2.4
die erzielten Umsätze zum genehmigten Tarif nach
Gattungen und Preisstufen gemäß einem bereitge-
stellten Abrechnungsformular zu berichten.

6.1.2 Das Unternehmen hat anhand seiner Kosten nach
5.1.3 nachzuweisen, dass keine beihilfenrechtliche
Überkompensation gemäß den Regelungen des An-
hanges der VO EG 1370/2007 vorliegt. Insbesondere
ist der finanzielle Nettoeffekt des VU wie folgt zu er-
mitteln:

a. Einnahmeausfälle aufgrund der gemeinwirt-
schaftlichen Tarifverpflichtung im Ver-gleich zum
markfähigen Referenztarif

b. Feststehende unmittelbare Mehrkosten aufgrund
der gemeinwirtschaftlichen Tarif-verpflichtung
(z.B. Fahrscheindrucker), die bei einer eigenwirt-
schaftlichen Erbringung nicht angefallen wären

c. Fiktive Mehreinnahmen aufgrund der gemeinwirt-
schaftlichen Tarifverpflichtung gegenüber einem
angewandten marktfähigen Referenztarifs (Prog-
nose der Preiselastizität)

d. Etwaige Kostenerhöhungen aufgrund der Mehr-
nachfrage wegen der gemeinwirtschaftlichen Ta-
rifverpflichtung (z.B. Einsatz zusätzlicher Busse)
bis zur Grenze der Mehrerträge aufgrund des an-
gewandten Tarifs

6.1.3 Durch Tarifeinnahmen, sonstige auf die Verkehrser-
stellung zuzurechnende Erlöse, Ausgleichsleistungen
nach SGB IX und Ausgleichsleistungen nach dieser
Richtlinie dürfen nur Kosten gedeckt werden, die der
gemeinwirtschaftlichen Pflicht zuzurechnen sind. Dies
sind insbesondere die Erstellungskosten der Ver-
kehrsleistung einschließlich der Vertriebs- und Marke-
tingkosten. Gemeinkosten sind angemessen nach ih-
rem Nutzungsanteil gegenüber anderen Tätigkeiten
zu schlüsseln. Weiterhin dürfen die Erträge zur De-
ckung eines angemessenen Gewinns verwandt wer-
den.

6.2 Verfahren nach 2.5

Sofern das VU einen Ausgleich auf der Grundlage von
2.5 erhält, so hat das VU jeweils bis zum 28.2. eines
jeden Jahres über die erbrachte Leistung und die da-
bei entstandenen Kosten nach derselben Gliederung
wie in der Vorabkalkulation zu berichten. Kostenerhö-
hungen führen nicht zu einem erhöhten Ausgleich,
Kostenreduzierungen führen unter Beachtung von Nr.
4.3 zu einem reduzierten Ausgleich. Verluste eines
VU auf-grund von Schadensfällen in einem Abrech-
nungsjahr können mit den Gewinnen in den nachfol-
genden fünf Jahren verrechnet werden.

6.3 Nachweisverfahren für Billigkeitsleistungen nach 4.2
(Deutschlandticket)

Für Billigkeitsleistungen nach 4.2 sind die Vorgaben
der jeweils geltenden Richtlinie Billigkeitsleistungen
Deutschlandticket ÖPNV, insbesondere die Vorgaben
zur Bestimmung und Ermittlung der ausgleichsfähi-
gen Mindereinnahmen bzw. nicht gedeckten Ausga-
ben sowie die Pflichten zum Nachweis der tatsächlich
entstandenen Mindereinnahmen, nicht gedeckten
Ausgaben und Einsparungen zu beachten und einzu-
halten. Der Nachweis hat für das Jahr 2023 bis zum
31.12.2024 und für das Jahr 2024 bis zum 31.12.2025
zu erfolgen. Dem Nachweis sind insbesondere Bestä-
tigungen der Verbund-organisationen über die aufzu-
teilenden Einnahmen, eine Bescheinigung einer Wirt-
schaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers über die
Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2023 bzw.
2024 sowie die die Anzahl der Abonnenten zu den re-
levanten Stichtagen (30.04.2023 und 31.01.2024 für
das Jahr 2023 bzw. 31.12.2023 und 31.01.2025 für
das Jahr 2024) beizufügen. Der Landkreis kann wei-
tergehende Vorgaben für die Führung des Nachwei-
ses machen sowie die Vorlage weiterer Angaben und
Nachweise verlangen, soweit dies insbesondere auf-
grund von Rechtsvorschriften sowie weitergehender
Anforderungen anderer Stellen (bspw. der Bewilli-
gungsbehörde (Landesnahverkehrsgesellschaft Nie-
dersachsen mbH), der EU-Kommission oder des Nie-
dersächsischen Landesrechnungshofes) erforderlich
ist. Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, dem
Landkreis, die nach der Richtlinie Billigkeitsleistungen
Deutschlandticket ÖPNV 2023 geforderten Informati-
onen zu übermitteln.

6.4 Bestätigung fehlender Überkompensation durch ei-
nen Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater

6.4.1 In den Verfahren nach 2.4 und 2.5 legt das VU eine
Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers oder Steuerbe-
raters über die Einhaltung der Regelungen des An-
hangs nach VO (EG) Nr. 1370/2007 mit Blick auf die
Kosten und Erlöse und angemessenen Gewinn des
VU sowie der Richtigkeit der Abrechnung vor. In der
Bestätigung ist die Ausgleichssumme für das Abrech-
nungsjahr enthalten (finanzieller Nettoeffekt), die sich
bei An-wendung der AV ergibt. Hinsichtlich der Billig-
keitsleistungen nach 4.2 (Deutschlandticket) ist der fi-
nanzielle Nettoeffekt begrenzt auf die positiven oder
negativen Auswirkungen der Erfüllung der gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunterneh-
mens zur Anerkennung und Anwendung des
Deutschlandticket-Tarifs auf die Einnahmen des Ver-
kehrsunternehmens sowie auf seine Kosten, soweit
diese als zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunter-
nehmen bei der Ausgleichsberechnung geltend ge-
macht werden oder soweit das Verkehrsunternehmen
aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets Kos-
ten erspart. Die Einhaltung dieser Voraussetzungen
ist separat nach den Regelungen der jeweils gelten-
den Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket
ÖPNV auszuweisen.
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6.4.2 Die Bestätigung für das Verfahren nach 2.4 ist in Form
eines nachvollziehbaren schriftlichen Berichts zu fas-
sen, der auch Stellung zum angewandten Referenz-
tarif und den Auswirkungen dieses fiktiven Tarifs auf
die Nachfrage nimmt.

6.4.3 Der Bestätigung in dem Verfahren nach 2.5 wird die
Endabrechnung auf der Grundlage 5.3 beigefügt. Der
Prüfer hat zu bestätigen, dass alle abgerechneten
Leistungen er-bracht wurden.

6.4.4 Soweit das VU andere Tätigkeiten außerhalb der ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtung durchführt, ist für
die Verfahren nach 2.4 und 2.5 ein Testat eines Wirt-
schaftsprüfers oder eine Bestätigung eines Steuerbe-
raters zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des An-
hangs der VO EG 1370/2007 vorzulegen.

6.4.5 Die vorstehenden Bestätigungen und Nachweise sind
im Rahmen der Schlussabrechnung vorzulegen.

6.5 Der Aufgabenträger kann durch Fachgutachter nach
Vorlage einer Vertraulichkeitserklärung oder durch
Wirtschaftsprüfer beim VU eine Prüfung durchführen,
soweit dieses nach Auffassung des Aufgabenträgers
zur Nachvollziehbarkeit der Höhe der Kosten, Abwei-
chungen zwischen Vorkalkulation und Abrechnung,
eines speziellen Referenztarifs oder eines unterneh-
mensindividuellen Gewinns erforderlich ist.

6.6 Nach erfolgter Prüfung der Schlussrechnung erfolgt
der endgültige Zuwendungsbescheid für das Abrech-
nungsjahr.

7. Schlussbestimmungen / Ermächtigung des Landrats

7.1 Den VU ist bekannt, dass der Aufgabenträger allen
Verkehrsunternehmen gleichmäßig und diskriminie-
rungsfrei Zugang zu den Leistungen nach dieser
Richtlinie u.a. gemäß Art. 3 Abs. 1 GG gewähren
muss. Die Richtlinie und die Referenztarife werden
deshalb in dem Amtsblatt und auf der Homepage des
Aufgabenträgers veröffentlicht. Die An-forderung an
einen diskriminierungsfreien Marktzugang beinhaltet
auch Auskunft über mögliche Ausgleichsleistungen
im Zuge von Ausbildungszeitfahrausweisen, die von
öffentlichen Stellen ganz oder teilweise finanziert wer-
den. Der Aufgabenträger wahrt aber die Geschäftsge-
heimnisse der Verkehrsunternehmen in Bezug auf
entstandene Kosten und erzielte sonstigen Erlöse.

7.2 Der Landrat wird – unbeschadet der vorstehenden
Regelungen - ermächtigt, Fort-schreibungen und Er-
gänzungen hinsichtlich der Anhänge 2, 3, 4 und 7 vor-
zunehmen sowie den Anhang 8 nach Maßgabe der
Beschlussfassung(en) des Kreistags und die Vordru-
cke für das Antrags- und Bewilligungserfahren für den
Ausgleich nach 4.2 (Deutschlandticket) zu erstellen
und fortzuschreiben und dieser Richtlinie beizufügen.
In diesen Fällen bringt der Landrat dem Kreistag die
vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen in
der nächsten Kreistagssitzung zur Kenntnis.

7.3 Die nach dieser Allgemeinen Vorschrift gewährten
Ausgleichsleistungen sind Subventionen im Sinne
von § 264 StGB. Bei den jeweils zum Erhalt des Aus-
gleichs zu machenden Angaben handelt es sich um
subventionserhebliche Tatsachen i. S. d. § 264 StGB.
Subventionsbetrug ist gem. § 264 StGB strafbar.

Meppen, 18.12.2023

LANDKREIS EMSLAND

Burgdorf
Landrat

Anhang 1: Räumliche Gültigkeit des gemeinwirtschaftlichen
Höchsttarifs auf dem Gebiet des LK Emsland
(Karte)

Anhang 1a: Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket
Anhang 2: Übersicht der Ausgleichsbeträge nach Verkehrs-/

Tarifgemeinschaften, Haus-tarife
Anhang 3: Vorabkalkulation Kosten gemäß Verfahren nach 2.5
Anhang 4: Erlöse gemäß Verfahren nach 2.5
Anhang 5 Genehmigte Tarife (in Bearbeitung)
Anhang 6 Referenztarife (in Bearbeitung)
Anhang 7 Ausgleich nach 4

Anlage 8 in Bearbeitung

Anlagen zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zu-stän-
dige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4
NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaft-
licher Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife

- siehe Seiten 410-421

--------------------------------------------------

B. Bekanntmachungen der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden

390 Bekanntmachung der Gemeinde Emsbü-
ren; 58. Flächennutzungsplanänderung
(Darstellung von Wohnbauflächen im Be-
reich Palhügel-Süd); Bebauungsplan Nr.
165 „Palhügel-Süd“, Teil I hier: 1. Bekannt-
machung der Aufstellungsbeschlüsse gem.
§ 2 (1) BauGB; 2. Frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB

Bekanntmachung der Aufstellungsbeschlüsse gem. § 2 (1)
BauGB

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Emsbüren hat am
27.06.2023 die Aufstellungsbeschlüsse für die 58. Flächennut-
zungsplanänderung (Darstellung von Wohnbauflächen im Bereich
Palhügel-Süd) sowie für den Bebauungsplan Nr. 165 „Palhügel-
Süd“, Teil I gefasst. Die Geltungsbereiche sind in der beigefügten
Karte dargestellt.
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Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung
Die Gemeinde hat Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.
Aufgrund der hohen Nachfrage sollen im Bebauungsplan neue
Wohnbaugrundstücke ausgewiesen werden. Die Erschließung
der Baugrundstücke soll abschnittweise erfolgen. Im Bebauungs-
plan ist die Aufnahme ökologischer Festsetzungen vorgesehen
inkl. der Entwicklung eines Wärmekonzeptes.

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB
Die Öffentlichkeit ist gemäß § 3 Abs. 1 BauGB möglichst frühzeitig
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesent-
lich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder
Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen und über die vo-
raussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrich-
ten.

Die Öffentlichkeitsbeteiligung findet in Form einer öffentlichen Ver-
sammlung statt, und zwar am

Dienstag, dem 06. Februar 2024, um 18.00 Uhr

im Ratssaal des Rathauses, Magistratstraße 5, 48488 Emsbüren.

Nach Darstellung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung
besteht die Gelegenheit, sich zu dieser Planung zu äußern und
sie gemeinsam zu erörtern.

Zu dieser Öffentlichkeitsbeteiligung wird hiermit eingeladen.

Emsbüren, 19.12.2023

GEMEINDE EMSBÜREN
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

391 Richtlinie über Aufgaben und Rechtsstel-
lung des Behindertenbeauftragten (m/w/d)
der Gemeinde Emsbüren

Beschlossen durch den Rat der Gemeinde Emsbüren in der Sit-
zung am13.12.2023

§ 1 Zielsetzung

1. Zur verbesserten Wahrnehmung der Belange von Menschen
mit Behinderung und dem Ziel, Benachteiligungen zu beseiti-
gen und zu verhindern, bestellt die Gemeinde Emsbüren
eine/n Beauftragte/n für Menschen mit Behinderung (Behin-
dertenbeauftragte/n).

2. Die / der Behindertenbeauftragte wirkt als Bindeglied zur Ver-
waltung und Politik für die Schaffung gleichwertiger Lebens-
bedingungen für Menschen mit Behinderung sowie die Förde-
rung der gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderung am Leben in der Gesellschaft.

3. Ferner ist die / der Behindertenbeauftragte Ansprechpart-
ner/in und Mittler/in zwischen den Interessen behinderter
Menschen, den Behindertenverbänden und -organisationen,
den Rehabilitationsträgern, den öffentlichen Stellen und der
Politik.

§ 2 Tätigkeitsfelder

1. Die / der Behindertenbeauftragte vertritt die Interessen der
Menschen mit Behinderung gegenüber Politik und Verwal-
tung. Dazu bietet sie / er für Menschen mit Behinderung ein
niedrigschwelliges Beratungsangebot, hilft ihnen in Fragen
der gesellschaftlichen Teilhabe und verweist bei Bedarf an die
zuständige Institution wie Behörden, Sozialberatern oder So-
zialverbänden.

2. Sie / er ist Ansprechpartner der Verwaltung für die Belange
von Menschen mit Behinderung und fördert aktiv im Rahmen
ihrer / seiner Möglichkeiten deren gleichberechtigte Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben.

3. Sie / er berät Politik und Verwaltung bei der Umsetzung des
Niedersächsischen Behindertengleichstellungsgesetzes und
entwickelt Lösungskonzepte unter Einbindung und Unterstüt-
zung der Verwaltung bei Problemen.

§ 3 Beteiligung

Bei allen wichtigen kommunalen Planungen und Vorhaben, die die
Belange von Menschen mit Behinderung betreffen, soll die / der
Behindertenbeauftragte beteiligt werden. Erforderliche Unterlagen
und Informationen werden ihr /ihm dafür unter Beachtung daten-
schutzrechtlicher Vorschriften zur Verfügung gestellt.

§ 4 Planungen

Zur Sicherung und Verbesserung der Barrierefreiheit im Sinne des
§ 7 Niedersächsischen Behindertengleichstellungsgesetzes soll
der / dem Behindertenbeauftragten von der Verwaltung frühzeitig
die Möglichkeit gegeben werden, bei baulichen Veränderungen in
kommunalen öffentlichen Einrichtungen und Gebäuden sowie ins-
besondere bei Neubauvorhaben im ÖPNV und bei der Planung
von Veranstaltungen Stellung zu nehmen.

§ 5 Zusammenarbeit, Zuordnung

1. Die / der Behindertenbeauftragte und die Gemeindeverwal-
tung arbeiten eng und vertrauensvoll zusammen. Sie / er ist
dem Fachbereich 4 „Arbeit und Soziales“ zugeordnet und ge-
hört dem „Sozial- und Jugendausschuss“ mit beratender
Stimme an. Die / Der Behindertenbeauftragte erstattet dem
Fachausschuss regelmäßig einen Tätigkeitsbericht.

2. Die / der Behindertenbeauftragte bietet regelmäßige Sprech-
stunden im Rathaus an.

§ 6 Rechtsstellung

Die / der Behindertenbeauftragte nimmt ihre / seine Tätigkeit eh-
renamtlich im Sinne von § 38 Niedersächsisches Kommunalver-
fassungsgesetz wahr.
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§ 7 Bestellung

1. Die / der Behindertenbeauftragte wird auf Vorschlag des Bür-
germeisters für fünf Jahre auf Widerruf bestellt. Die erneute
Bestellung ist möglich. Die Bestellung erfolgt nach Anhörung
des zuständigen Ausschusses mittels Wahl durch den Ge-
meinderat.

2. Die / der Behindertenbeauftragte soll behinderte im Sinne des
§ 2 Absatz 2 Niedersächsisches Behindertengleichstellungs-
gesetz oder Angehörigen eines Menschen mit Behinderung
sein.

3. Sie / er muss Einwohner der Gemeinde Emsbüren sein und
soll nicht in einem Beschäftigungs- oder Dienstverhältnis bei
der Gemeinde Emsbüren stehen.

§ 8 Unabhängigkeit

In der Wahrnehmung des kommunalen Ehrenamtes arbeitet die /
der Behindertenbeauftragte unabhängig, weisungsungebunden,
überkonfessionell und überparteilich.

§ 9 Entschädigung

1. Für die Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit erhält die / der
Behindertenbeauftragte eine monatliche Aufwandsentschädi-
gung gemäß Satzung über die Aufwands- und Verdienstaus-
fallentschädigung der Mitglieder des Rates, der Mitglieder der
Ortsräte und der nicht dem Rat angehörenden Ausschussmit-
glieder sowie der Ehrenbeamten und ehrenamtlich tätigen
Personen in der Gemeinde Emsbüren. Die Pauschale deckt
alle üblicherweise entstehenden Kosten wie Büromaterial,
Porto, Telefon etc. ab. Die Infrastruktur der Gemeindeverwal-
tung kann hierfür genutzt werden.

2. Darüber hinaus gehende Aufwendungen wie z.B. Fahrkosten
zu den Sprechstunden im Rathaus, die Teilnahme an Fachta-
gungen, Fortbildungen werden gegen Nachweis abgegolten
und bedürfen der vorherigen Genehmigung der Gemeinde.
Die jährliche Summe für diese Aufwendungen wird auf max.
1.000,00 Euro begrenzt.

§ 10 Verschwiegenheit

1. Die / der Behindertenbeauftragte hat während und nach Be-
endigung ihrer / seiner Tätigkeit über die ihr / ihm bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren.
Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

2. Die / der Behindertenbeauftragte darf während und nach Be-
endigung ihrer / seiner Tätigkeit über Angelegenheiten, die
der Verschwiegenheit unterliegen, ohne Genehmigung des
Bürgermeisters weder vor Gericht noch außergerichtlich aus-
sagen oder Erklärungen abgeben.

3. Die / der Behindertenbeauftragte hat die jeweils geltenden Da-
tenschutzvorschriften zu beachten.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Beschlussfassung in
Kraft.

Emsbüren, 13.12.2023

GEMEINDE EMSBÜREN

Markus Silies
Bürgermeister

--------------------------------------------------

392 Verordnung über die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Ge-
biet der Gemeinde Emsbüren (Gefahrenab-
wehrverordnung)

Aufgrund des § 55 Abs. 1 Nr. 1 des Niedersächsischen Polizei-
und Ordnungsbehördengesetzes (NPOG) sowie der §§ 10 und 58
des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17.12.2010, jeweils in der zurzeit gültigen Fas-
sung, hat der Rat der Gemeinde Emsbüren in seiner Sitzung am
13.12.2023 folgende Verordnung erlassen:

Inhalt der Verordnung; Verordnungsgliederung:

§ 1 Begriffsbestimmung
§ 2 Betreten von Eisflächen
§ 3 Fahrzeuge in Anlagen
§ 4 Führen und Halten von Hunden und anderen Tieren
§ 5 Kinderspielplätze
§ 6 Gefahren von Grundstücken
§ 7 Anbringung von Hausnummern
§ 8 Verhütung der von freilebenden Tauben und Wasservögeln

ausgehenden Gesundheitsgefahren
§ 9 Abbrennen von Feuern
§ 10 Verunreinigungen
§ 11 Wertstoff-Container
§ 12 Belästigung der Allgemeinheit
§ 13 Anordnungen der Ordnungsbehörde und der Polizei
§ 14 Ausnahmen
§ 15 Ordnungswidrigkeiten
§ 16 Inkrafttreten

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind - ohne
Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse oder eine öffentlich-
rechtliche Widmung - öffentlich zugängliche Fahrbahnen,
Gleisanlagen, Wege, Plätze, Reit-, Rad- und Gehwege, Bus-
haltestellen, Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche,
Brücken, Tunnel, Treppen, Durchlässe, Unterführungen,
Dämme, Gräben, Entwässerungsanlagen, Böschungen,
Stützmauern, Lärmschutzanlagen, Trenn-, Seiten-, Rand-, Si-
cherheits-, Grün- und Parkstreifen.

(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind - ohne Rücksicht
auf die Eigentumsverhältnisse oder eine öffentlich-rechtliche
Widmung- alle der Allgemeinheit zur Nutzung oder zur Verfü-
gung stehenden oder bestimmungsgemäß zugänglichen Gär-
ten, Anpflanzungen, Baumbeete, Grünflächen, Waldflächen,
Straßenbegleitgrün, Grünanlagen, Grillplätze, Friedhöfe, Er-
holungsanlagen, Spiel¬ und Sportplätze,  Schulhöfe, öffentli-
che Toilettenanlagen sowie Ufer und Böschungen von Ge-
wässern, Denkmäler, Brunnenanlagen (Brunnen, Wasserbe-
cken oder Wasserflächen), Treppen und Rampen vor der
Straßenfront der Häuser, soweit sie nicht eingefriedet sind.

(3) Spielplätze im Sinne dieser Verordnung sind Sand- und Ge-
rätespielplätze, für Trendsportarten vorgesehene Flächen
(z. B. Skateboardbahnen) sowie Ballspielplätze (z. B. Bolz-
plätze).

§ 2 Betreten von Eisflächen

Das Betreten von natürlichen Eisflächen (zugefrorenen Seen, Tei-
chen, Bächen etc.) und Kanälen ist verboten.

Durch Bekanntmachung der Gemeinde können bestimmte Eisflä-
chen zur Benutzung freigegeben werden.

§ 3 Fahrzeuge in Anlagen

Das Fahren bzw. das Abstellen von Kraftfahrzeugen aller Art,
Wohnwagen und Anhängern in Anlagen, die nicht von den Rege-
lungen der Straßenverkehrsordnung erfasst werden, ist untersagt.
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§ 4 Führen und Halten von Hunden
und anderen Tieren

(1) Hunde, die nicht ohnehin bereits aufgrund anderer Vorschrif-
ten einem Leinenzwang unterliegen, sind in den in Absatz 2
genannten Bereichen an einer biss- und reißfesten und
schlupfsicheren Leine zu führen. Die Leinenlänge darf 150 cm
nicht überschreiten.

(2) Der Leinenzwang gilt in folgenden Bereichen:

1. auf dem Leinpfad entlang des Dortmund-Ems-Kanals
2. im Wald und der sonstigen freien Landschaft während der

Brut- und Setzzeiten (vom 01. April bis zum 15. Juli) im
Sinne des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald
und die Landschaftsordnung (NWaldLG),

3. in den nach § 24 des Niedersächsischen Naturschutzge-
setzes (NNatG) ausgewiesenen Naturschutzgebieten der
Gemeinde Emsbüren,

4. bei Umzügen, Volksfesten, Märkten und sonstigen Veran-
staltungen mit Menschenansammlungen,

5. auf Anlagen oder Verkehrsflächen, die unmittelbar an für
jedermann zugängliche Spielplätze, Sportanlagen, Schul-
höfe und Gelände von Kindergärten angrenzen.

Außerhalb dieser Flächen ist ein nicht angeleinter Hund unter
Aufsicht zu führen, so dass insbesondere keine Menschen o-
der Tiere angesprungen oder angegriffen bzw. Tiere gehetzt
oder gerissen werden können und der öffentliche Straßenver-
kehr nicht erschwert oder gefährdet wird. Die Beaufsichtigung
eines Hundes im vorgenannten Sinn ist auch auf den ausge-
wiesenen Hundefreilauffläche sicherzustellen.

(3) Hunde sind von Spielplätzen, Sportanlagen, Schulhöfen und
Geländen von Kindergärten fernzuhalten.

(4) Verkehrsflächen und Anlagen nach§ 1 dürfen durch Tierkot
nicht verunreinigt werden. Die Tierführerin oder -halterin oder
der Tierführer oder -halter ist verpflichtet, den Tierkot unver-
züglich zu beseitigen. Dies gilt auch für die ausgewiesene
Hundefreilauffläche. Die Beseitigungspflicht gilt insbesondere
für Hundekot und Pferdemist.

(5) Die Regelungen der Abs. 3 und 4 gelten nicht für Blindenführ-
hunde, die im Führgeschirr bestimmungsgemäß eingesetzt
werden. Tiere, die zur rechtmäßigen Jagdausübung, als Ret-
tungshunde, von der Polizei, von Hilfsorganisationen oder
dem Zoll eingesetzt werden, sind von den Regelungen der
Abs. 1 bis 4 für die Dauer der Jagd oder des Einsatzes eben-
falls ausgenommen.

(6) Die Tierhalterin oder der Tierhalter bzw. die Person, die ein
Tier in Obhut hat, hat bei der Unterbringung des Tieres dafür
Sorge zu tragen, dass eine Belästigung Dritter durch den von
dem Tier ausgehenden Lärm nicht über das nach den Um-
ständen vermeidbare Ausmaß hinausgeht. Dies gilt insbeson-
dere zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr und an Sonn- und
Feiertagen.

(7) Wer wild lebende, herrenlose bzw. frei laufende oder streu-
nende Katzen füttert, gilt als Katzenhalter (Obhutsverhältnis)
und hat die Vorschriften des Tierschutzes und der Tierhaltung
gegen sich gelten zu lassen.

§ 5 Kinderspielplätze

(1) Der Aufenthalt auf öffentlichen Kinderspielplätzen sowie die
Benutzung der fest eingebauten Kinderspielgeräte ist nach
Einbruch der Dunkelheit nicht gestattet, sofern nicht im Ein-
zelfall durch Beschilderung eine zeitliche Einschränkung fest-
gelegt ist. Eine durch Beschilderung ausgewiesene Alters-
grenze ist zu beachten.

(2) Zum Schutze der Kinder und Jugendlichen ist es auf Kinder-
spiel- und Bolzplätzen verboten,

a) zu rauchen oder alkoholische Getränke mit sich zu führen
und zu verzehren,

b) gefährliche Gegenstände oder Stoffe miteinzubringen
c) Glas jeglicher Art, Metallteile oder Dosen zu zerschlagen

oder einzugraben;
d) mit Fahrzeugen aller Art zu befahren. Ausgenommen sind

Kleinstfahrräder, Kinderroller und Dreiräder für Kinder so-
wie ähnliche Fahrzeuge.

§ 6 Gefahren von Grundstücken

(1) Überhängender Schnee und Eiszapfen sind von den Gebäu-
den oder Bauwerken zu entfernen, wenn sie Menschen, Tiere
oder Sachen gefährden können. Gleiches gilt für Totholz in
Bäumen und Büschen.

(2) In Verkehrsflächen hineinragende Zweige von Bäumen und
Sträuchern müssen bis zur Höhe von 2,50 m, über Verkehrs-
flächen die mit Kraftfahrzeugen befahren werden bis zur Höhe
von 4,50 m, von der oder dem Verantwortlichen beseitigt wer-
den. Ebenso zu beseitigen sind Pflanzen ganz oder teilweise,
die das Betreten oder Befahren der Verkehrsfläche beein-
trächtigen bzw. in diese hineinwachsen und den Verkehr er-
schweren.

(3) Verantwortlich für die Beseitigung sind die Grundstückseigen-
tümerin oder der Grundstückseigentümer. Mehrere Eigentü-
merinnen oder Eigentümer sind gemeinschaftlich verantwort-
lich.

Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht, Nießbrauch oder
Dauerwohnrecht belastet, so ist der oder die dinglich Berech-
tigte vorrangig an Stelle der Eigentümerin oder des Eigentü-
mers verantwortlich.

§ 7 Anbringung von Hausnummern

Die von der Hauseigentümerin oder dem Hauseigentümer nach §
126 Abs. 3 des Baugesetzbuches zu befestigende Hausnummer
ist unverzüglich, spätestens innerhalb von 14 Tagen nach Zutei-
lung, so anzubringen, dass sie von der öffentlichen Verkehrsflä-
che, auch von fahrenden Fahrzeugen aus, leicht erkennbar und
deutlich lesbar ist. Sie muss dauernd in diesem Zustand erhalten
bleiben.

§ 8 Verhütung der von freilebenden Tauben und
Wasservögeln ausgehenden Gesundheitsgefahren

(1) Frei lebende Tauben dürfen nicht gefüttert werden. Es darf
auch kein Futter, das zum Füttern von Tauben bestimmt oder
geeignet ist, ausgelegt werden.

(2) Es ist verboten, an frei zugänglichen Gewässern Wasservögel
und Fische zu füttern.

§ 9 Abbrennen von Feuern

(1) Offene Feuer, soweit sie nicht durch andere gesetzliche Re-
gelungen (z. B. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom
14.05.1990, der Verordnung über die Beseitigung von pflanz-
lichen Abfällen durch Verbrennen außerhalb von Abfallbesei-
tigungsanlagen vom 02.01.2004, des Nds. Gesetzes über den
Wald und die Landschaftsordnung vom 21.03.2004) verboten
oder gestattet sind, bedürfen der Erlaubnis. Dies gilt auch für
Brauchtumsfeuer.

Die Erlaubnis ist spätestens drei Wochen vor dem Abbrenn-
termin bei der Gemeinde Emsbüren beantragen.

(2) Andere gesetzliche Vorschriften, nach denen offene Feuer ge-
stattet sind, bleiben unberührt.
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§ 10 Verunreinigungen

(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist un-
tersagt. Unzulässig ist insbesondere, Verkehrsflächen und
Anlagen, öffentliche Gebäude, Denkmäler, öffentliche An-
schlagsäulen oder -tafeln, Straßen-, Hausnummern- und Ver-
kehrsschilder, Bäume sowie andere öffentliche Einrichtungen
zu verunreinigen, zu bekleben, zu bemalen, zu beschriften o-
der zu behängen.

Wer Werbematerial (Zeitschriften, Anzeigenblätter, Pros-
pekte, Flugblätter oder sonstiges Informationsmaterial) ver-
teilt, ist verpflichtet, eine damit zusammenhängende Verunrei-
nigung auf Verkehrsflächen und Anlagen sofort zu beseitigen.

(2) Bei Verkaufsgeschäften und neben Warenautomaten an Ver-
kehrsflächen oder in Anlagen, in denen verpackte und zum
sofortigen Verzehr gedachte Waren angeboten werden, hat
die Geschäftsinhaberin oder der Geschäftsinhaber bzw. die
Automatenaufstellerin oder der Automatenaufsteller Abfallbe-
hälter in ausreichender Anzahl und Größe bereitzustellen.

Die oder der Verantwortliche hat eine regelmäßige sich am
Bedarf orientierende Leerung der Abfallbehälter sicherzustel-
len. Die oder der Verantwortliche ist darüber hinaus für Ver-
unreinigungen, die durch die nicht erfolgte Leerung der Abfall-
behälter begründet sind, einsammlungs- und entsorgungs-
pflichtig. Das Umfeld der Verkaufsgeschäfte oder der Waren-
automaten ist regelmäßig, mindestens ein Mal wöchentlich,
auf Verunreinigungen durch Verpackungsmaterial zu kontrol-
lieren und zu reinigen.

(3) im Übrigen wird auf die Vorschriften der Abfallbeseitigungsge-
setze des Bundes und des Landes (geordnete Entsorgung
von Abfällen) verwiesen.

§ 11 Wertstoff-Container

(1) Das Abstellen von Wertstoffen wie z.B. Altglas, Altpapier und
Altkleidern auf und neben den Wertstoff-Containern ist verbo-
ten. Jede Verursachung einer Verunreinigung der angrenzen-
den Verkehrsflächen und Anlagen ist untersagt.

(2) ln der Zeit von 22:00 Uhr bis 07:00 Uhr sowie an Sonn- und
Feiertagen dürfen die in der Gemeinde aufgestellten Wert-
stoff-Container nicht benutzt werden.

§ 12 Belästigung der Allgemeinheit

Auf Verkehrsflächen und in Anlagen sowie in öffentlich zugängli-
chen Hauseingängen und Einfahrten ist untersagt:

1. das Lagern oder Übernachten auf den in § 1 genannten öf-
fentlichen Verkehrsflächen und in Anlagen,

2. a) das Betteln durch unmittelbares Einwirken von Person
zu Person, insbesondere durch in den Weg stellen, Mit-
führen von Tieren, bedrängendes oder hartnäckiges An-
sprechen oder Anfassen,

b) das Anstiften von Minderjährigen zu dieser Art des Bet-
telns sowie

c) das stille Betteln von Kindern oder mit Beteiligung von
Kindern,

3. das Urinieren und das Verrichten der Notdurft,
4. das dauerhafte Verweilen außerhalb von konzessionierten

Flächen ausschließlich oder überwiegend zum Zwecke des
Alkoholgenusses, wenn dessen Auswirkungen geeignet sind,
Dritte erheblich zu belästigen.

5. durch Ärgernis erregendes Verhalten (z. B. Grölen, Pöbeln,
provokantes Ausspeien, laut hörbares Abspielen von Tonträ-
gern) andere zu stören

§ 13 Anordnungen der Ordnungsbehörde
und der Polizei

Ordnungsbehörde und Polizei sind befugt, zur Durchsetzung die-
ser Verordnung Anordnungen an diejenigen Personen zu richten,
deren Verhalten gegen die Vorschriften dieser Norm verstößt. Den
Anordnungen ist unverzüglich Folge zu leisten.

§ 14 Ausnahmen

Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung können in
begründeten Fällen durch die Gemeinde Emsbüren zugelassen
werden. Sie bedürfen der schriftlichen Genehmigung und können
unter Auflagen und Bedingungen erteilt werden.

§ 15 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 59 Abs. 1 des Niedersächsischen
Polizei- und Ordnungsbehördengesetz handelt, wer vorsätzlich o-
der fahrlässig gegen eine Vorschrift über

1. das Betreten von Eisflächen nach § 2,
2. das Befahren mit bzw. das Abstellen von Fahrzeugen in Anla-

gen nach § 3,
3. den Leinenzwang für Hunde nach § 4 Abs. 1 und Abs. 2

Satz 1 Ziff. 1, 4 und 5,
4. die Beaufsichtigung eines Hundes nach § 4 Abs. 2 Satz 2,
5. das Fernhalten von Hunden nach § 4 Abs. 3,
6. die Beseitigung von Tierkot nach § 4 Abs.·4,
7. die Vermeidung von Lärm durch Tiere nach § 4 Abs. 6,
8. die Kastrations- und Kennzeichnungspflicht von Katzen,

§ 4 Abs. 8
9. die Gebote und Verbote auf Kinderspielplätzen nach § 5,
10. die Gefahren von Grundstücken nach § 6,
11. das Anbringen von Hausnummern nach § 7,
12. das Füttern von Tauben, Wasservögeln und Fischen nach

§ 8,
13. das Abbrennen von Feuern nach § 9 Abs. 1,
14. das Verunreinigen von Verkehrsflächen und Anlagen nach

§ 10 Abs. 1,
15. Abfallbehälter nach § 10 Abs. 2,
16. die Nutzung von Wertstoffcontainern nach § 11

verstößt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 €
geahndet werden.

Die Möglichkeit der Ahndung nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten, dem Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbe-
hördengesetz sowie spezialgesetzlichen Vorschriften bleibt hier-
von unberührt.

§ 16 Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im
Amtsblatt für den Landkreis Emsland in Kraft und gilt bis zum
31.12.2033.

(2) Mit dem Inkrafttreten diese Verordnung tritt die Verordnung
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Gefahrenab-
wehrverordnung) im Gebiet der Gemeinde Emsbüren vom
02.04.2014 außer Kraft.

Emsbüren, 13.12.2023

GEMEINDE EMSBÜREN

Markus Silies
Bürgermeister

--------------------------------------------------
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393 Bekanntmachung der Gemeinde Esterwe-
gen; Bebauungsplan Nr. 68 „Sondergebiet
Fachmarkt/Gemeinbedarf Feuerwehr“ (ein-
schl. Gewerbe- und Mischgebiet) mit textli-
chen Festsetzungen

Der Rat der Gemeinde Esterwegen hat in seiner Sitzung am 13.
Dezember 2023 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) den
Bebauungsplan Nr. 68 „Sondergebiet Fachmarkt/Gemeinbedarf
Feuerwehr“ (einschl. Gewerbe- und Mischgebiet) mit textlichen
Festsetzungen und Begründung nebst Anlagen als Satzung be-
schlossen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 68 „Son-
dergebiet Fachmarkt/Gemeinbedarf Feuerwehr“ (einschl. Ge-
werbe- und Mischgebiet) mit textlichen Festsetzungen und Be-
gründung nebst Anlagen in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Der Planungsanlass für die Aufstellung des v. g. Bebauungspla-
nes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen
für die Ausweisung der derzeitig landwirtschaftlich genutzten Flä-
che als Sonder-, Gewerbe- und Mischgebiet sowie Gemeinbedarf,
um künftig dort einen neuen Feuerwehrstandort auszuweisen so-
wie einen Baufachmarkt /Baustoffhandel und kleinere Handwerks-
und Gewerbebetriebe anzusiedeln. Die Feuerwehr ist eine
Schwerpunktfeuerwehr in der Samtgemeinde Nordhümmling.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 68 „Sondergebiet
Fachmarkt/Gemeinbedarf Feuerwehr“ (einschl. Gewerbe- und
Mischgebiet) liegt südlich des Ortskerns von Esterwegen und öst-
lich der „Heidbrücker Straße“ (L30) und umfasst eine Größe von
rd. 2,6 ha. Es umfasst Teile der Flurstücke 9, 11, 12, 13/1 und 13/2
der Flur 57 in der Gemarkung Esterwegen. Die genaue Planab-
grenzung ergibt sich aus dem nachfolgenden Übersichtsplan.

Der Bebauungsplan Nr. 68 „Sondergebiet Fachmarkt/Gemeinbe-
darf Feuerwehr“ (einschl. Gewerbe- und Mischgebiet) mit textli-
chen Festsetzungen sowie der Begründung nebst Anlagen  und
der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 a Abs. 1 BauGB
kann gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) ab sofort wäh-
rend der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Esterwegen,
Fachbereich 60 – Bauwesen, 1.OG, Zimmer 109, Poststr. 13 in
26897 Esterwegen von jedermann eingesehen werden und über
dessen Inhalt Auskunft verlangt werden.

Ergänzend ist der Bebauungsplan Nr. 68 „Sondergebiet Fach-
markt/Gemeinbedarf Feuerwehr“ (einschl. Gewerbe- und Misch-
gebiet) mit textlichen Festsetzungen auch im Internet unter der
Adresse www.esterwegen.de unter der Rubrik „Wirtschaft/Bauen“
– Bauleitpläne –Bebauungspläne – Gemeinde Esterwegen ver-
fügbar sowie zusätzlich über das Internetportal des Landes Nie-
dersachsen über den Link https://uvp.niedersachsen.de aufrufbar.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42
BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen bei nicht fristgerechter Geltendmachung
wird hingewiesen.

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen,
dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs.
3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Esterwe-
gen unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind.

§ 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB gilt entsprechend, wenn Fehler nach
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

Esterwegen, 18.12.2023

GEMEINDE ESTERWEGEN
Der Gemeindedirektor

--------------------------------------------------

394 4. Änderungssatzung der Samtgemeinde
Lengerich über das Erheben von Gebühren
für Dienst- und Sachleistungen der Feuer-
wehr außerhalb der unentgeltlich zu erfül-
lenden Pflichtaufgaben

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010
(Nds. GVBl. 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 27.03.2019 (Nds. GVBl. 2019, S. 70), des § 29 des
Niedersächsischen Gesetzes über den Brandschutz und die
Hilfeleistung der Feuerwehr (Niedersächsisches Brandschutzge-
setz - NBrandSchG) in der Fassung vom 18.07.2012 (Nds.
GVBl. 2012, S 269), zuletzt geändert durch Artikel 3 § 6 des Ge-
setzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. 2019, S. 88), der §§ 2, 4 und
5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in
der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, S. 121) hat der
Rat der Samtgemeinde Lengerich in seiner Sitzung am
14.12.2023 folgende 4. Änderungssatzung über das Erheben von
Gebühren für Dienst- und Sachleistungen der Feuerwehr außer-
halb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben beschlos-
sen:

Artikel I

Die Anlage zu § 4 – Gebührentarif - zur Satzung der Samtge-
meinde Lengerich über das Erheben von Gebühren für Dienst-
und Sachleistungen der Feuerwehr außerhalb der unentgeltlich zu
erfüllenden Pflichtaufgaben wird geändert (siehe Anlage).
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Artikel II

Diese 4. Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Lengerich, 14.12.2023

GEMEINDE LENGERICH

Lühn
Samtgemeindebürgermeister

Anlage zu § 4

Gebührentarif zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für
Dienst- und Sachleistungen der Feuerwehr der Samtgemeinde
Lengerich außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtauf-

gaben

Anpassung ab 01.01.2024

1. Personaleinsatz

1.1 Personal der Freiwilligen Feuerwehr

1.1.1 Grundbetrag pro Person und Einsatzstunde 25,00 €

2. Einsatz von Fahrzeugen pro Fahrzeug und Einsatzstunde
(ohne Personal)

2.1 Löschgruppenfahrzeuge (LF, MLF) 150,00 €
2.2 Tanklöschfahrzeuge (TLF) 225,00 €
2.3 Gerätewagen (GW) 150,00 €
2.4 Einsatzleitwagen (ELW) 150,00 €
2.5 Mannschaftstransportwagen (MTW) 90,00 €

3. Verbrauchsmaterialien, Entsorgung

Verbrauchsmaterial aller Art und Ersatzfüllungen und –teile wer-
den zum jeweiligen Tagespreis der Wiederbeschaffung berech-
net. Die Entsorgung von Ölbinde-, Säurebinde- sowie Schaummit-
tel wird nach den tatsächlichen Kosten in Rechnung gestellt.

4. Sonstiges

4.1 Für einen böswilligen Fehlalarm werden die tatsächlichen
Gebühren der Abwesenheit des eingesetzten Personals
nach Ziffer 1 und der tatsächlichen Abwesenheit der einge-
setzten Fahrzeuge nach Ziffer 2 erhoben.

4.2 Für einen Fehlalarm durch eine Brandmeldeanlage wird
eine Gebühr von insgesamt 250,00 € erhoben

4.3 Bei Einsätzen von mehr als 3 Stunden können die Kosten
für Erfrischungen und Verpflegung gesondert berechnet
werden.

--------------------------------------------------

395 Bekanntmachung der Gemeinde Lorup; Be-
bauungsplan Nr. 42 „Ortsmitte“

Der Rat der Gemeinde Lorup hat in seiner Sitzung am 07.12.2023
den Bebauungsplan Nr. 42 „Ortsmitte“ gemäß § 10 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. Die Aufstellung des
Bebauungsplans erfolgte im beschleunigten Verfahren gemäß
§ 13a BauGB.

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist in dem nachste-
henden Übersichtsplan dargestellt (Auszug aus den Geobasisda-
ten des Landesamtes für Geoinformation und Landvermessung
Niedersachsen):

Der Bebauungsplan Nr. 42 „Ortsmitte“ einschließlich Begründung
liegt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB während der Dienststunden im
Rathaus der Gemeinde Lorup, Rastdorfer Straße 1, 26901 Lorup,
zu jedermanns Einsichtnahme aus. Weiterhin kann der in Kraft ge-
tretende Bebauungsplan mit Begründung gemäß § 10a Abs. 2
BauGB auch auf der Homepage der Samtgemeinde Werlte unter
www.sgwerlte.de > Wirtschaft + Bauen > Bauleitplanung (rechts-
kräftig) > Bebauungspläne > Gemeinde Lorup eingesehen wer-
den.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 42
„Ortsmitte“ in Kraft.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 u. 2 BauGB über die
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den
§§ 39 bis 42 BauGB und dem § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlö-
schen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Gel-
tendmachung wird hingewiesen.

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 BauGB bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung
des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel in der Abwägung unbeachtlich sind, wenn sie gemäß
§ 215 Abs. 1 BauGB nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Lorup geltend
gemacht worden sind. Bei der Geltendmachung ist der Sachver-
halt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, darzule-
gen.

Lorup, 19.12.2023

GEMEINDE LORUP
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------
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396 Bekanntmachung; 106. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Samtgemeinde
Nordhümmling; Darstellung von Flächen
für Gemeinbedarf, Feuerwehr, gewerbliche
und gemischte Bauflächen in der Mitglieds-
gemeinde Esterwegen

Der Landkreis Emsland hat mit Verfügung vom 11.12.2023 (Az.:
65-610-511-01/106) gemäß § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
die vom Rat der Samtgemeinde Nordhümmling am 30.11.2023
beschlossene 106. Änderung des Flächennutzungsplanes geneh-
migt.

Bei dieser Planaufstellung handelt es sich um die Darstellung von
Flächen für Gemeinbedarf, Feuerwehr, gewerbliche und ge-
mischte Bauflächen in der Mitgliedsgemeinde Esterwegen. Das
Plangebiet ist im nachstehenden Übersichtsplan entsprechend
markiert.

Mit dieser Bekanntmachung wird die 106. Flächennutzungs-
planänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam. Die 106. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes einschließlich Begründung und
Umweltbericht nebst zusammenfassender Erklärung kann gem. §
6 Abs. 5 BauGB ab sofort während der Dienststunden im Rathaus
der Samtgemeinde Nordhümmling, Fachbereich 60 - Bauwesen,
Zimmer 109, Poststraße 13, in 26897 Esterwegen, von jedermann
eingesehen werden und über seinen Inhalt Auskunft erhalten.

Daneben kann der wirksame Flächennutzungsplan mit der Be-
gründung und der zusammenfassenden Erklärung gem. § 6a Abs.
2 BauGB im Internet auf der Homepage der Samtgemeinde Nord-
hümmling unter www.sg-nordhuemmling.de unter der Rubrik Wirt-
schaft/Bauen - Bauleitpläne - Flächennutzungspläne eingesehen
werden und ist zusätzlich über das Internetportal des Landes Nie-
dersachsen über den Link https://uvp.niedersachsen.de abrufbar.

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine
beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
gem. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und nach § 214  Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich sind,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Samtgemeinde Nordhümmling
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts
geltend gemacht worden sind.

Esterwegen, 15.12.2023

SAMTGEMEINDE NORDHÜMMLING
Der Samtgemeindebürgermeister

--------------------------------------------------

397 Satzung über die Festsetzung der Hebe-
sätze für die Grund- und Gewerbesteuer der
Gemeinde Sögel (Hebesatzsatzung 2024)

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG), des § 25 des Grundsteuer-
gesetzes (GrStG) und § 16 des Gewerbesteuergesetzes (Ge-
wStG) in Verbindung mit dem Realsteuer-Erhebungsgesetz in der
jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Sögel in sei-
ner Sitzung am 15.12.2023 die nachstehende Satzung beschlos-
sen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der Ge-
meinde Sögel wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (Grundsteuer A) 398 v. H.

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) 398 v. H.

2. Gewerbesteuer 398 v. H.

§ 2

Die vorstehende Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Sögel, 15.12.2023

GEMEINDE SÖGEL

Völker Klaß
Bürgermeister Gemeindedirektor

--------------------------------------------------
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398 Bekanntmachung der Samtgemeinde Sö-
gel; Änderung des Gebührenverzeichnis-
ses für die Schlachttier- und Fleischunter-
suchung sowie die Trichinenuntersuchung
am Schlachthof der Firma Weidemark
Fleischwaren GmbH & Co. KG als öffentli-
cher Schlachthof der Samtgemeinde Sögel

Aufgrund der Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung für
die Verwaltung im Bereich des Verbraucherschutzes und des
Veterinärwesens vom 07. September 2015 (Nds. GVBI S. 181)
und des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes
(NVwKostG) vom 01.07.2007 (Nds. GVBI S. 172), zuletzt geän-
dert am 17.09.2015 (Nds. GVBI S. 186) hat der Rat der Samtge-
meinde Sögel in seiner Sitzung am 08.12.2023 die Gebühr für die
Schlachttier-, Fleisch- und Trichinenuntersuchungen mit Wirkung
vom 01. Januar 2023 auf 2,07 € pro Schwein festgelegt und das
Gebührenverzeichnis mit folgendem Inhalt beschlossen:

GEBÜHRENVERZEICHNIS

für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung sowie Trichinenun-
tersuchung am Schlachthof der Firma Weidemark Fleischwaren
GmbH & Co.KG, Industriestraße 1, 49751 Sögel als öffentlicher
Schlachthof der Samtgemeinde Sögel.

1. Gebühr für die Schlachttier-, Fleisch- und Trichinenuntersu-
chung gemäß Nr. VI. Zif.3.1.2.4.8 der Anlage (Kostentarif) zur
o.a. Gebührenordnung

Die Gebühr für die Schlachttier-, Fleisch- und Trichinenunter-
suchungen beträgt ab dem 01.01.2023 pro Schwein 2,07 €.

2. Gebühr für weitergehende Untersuchungen
Die Gebühren für weitergehende Untersuchungen werden
entsprechend der Regelung in der Anlage zum Kostentarif der
Gebührenordnung für die Verwaltung im Bereich des Verbrau-
cherschutzes und des Veterinärwesens (GOVV) Zif. XIX erho-
ben. Diese betragen insbesondere für

- Sensorische Untersuchungen 32,00 €
- Mikroskopische Untersuchungen 64,00 €
- Chemische, chemisch-physikalische, physikalische

und biologische Verfahren -pH-Wert- 19,00 €

3. Gebühren für Wartezeiten
Für Wartezeiten, zu der der Kostenschuldner Anlass gegeben
hat, werden je Bediensystem und angefangener Viertelstunde
ein Zuschlag für eine Tierärztin/einen Tierarzt in Höhe von
14,70 € und für eine/-n amtliche/-n Fachassistentin/en 7,35 €
erhoben. Dies gilt insbesondere, wenn

a) das angemeldete Tier nicht zur angegebenen Zeit zur Un-
tersuchung bereit steht,

b) sich der Schlachtbeginn verzögert oder die Schlachtung
unterbrochen wird.

4. Auslagen
Auslagen werden im Übrigen nach § 13 des Niedersächsi-
schen Verwaltungskostengesetzes (NVerwKostG) erhoben.

5. Inkrafttreten
Dieses Gebührenverzeichnis gilt ab dem 01.01.2023.

Sögel, 11.12.2023

SAMTGEMEINDE SÖGEL

Frank Klaß
Samtgemeindebürgermeister

--------------------------------------------------

399 Satzung der Gemeinde Spelle über die Be-
nutzung des Stadions an der „Venhauser
Straße“ (Stadionordnung)

§ 1 Geltungsbereich/Zweck

Die Stadionordnung dient der geregelten Benutzung und der Ge-
währleistung der Sicherheit und Ordnung im Stadion an der „Ven-
hauser Straße“ und seiner angeschlossenen Außenanlagen
(nachfolgend Sportanlage genannt).

Der Geltungsbereich ist im beigefügten Lageplan, der Bestandteil
dieser Stadionordnung ist, mit einer durchgehenden Linie gekenn-
zeichnet.

Die Besucher der Sportanlage erkennen mit dem Erwerb einer
Eintrittskarte, spätestens mit dem Betreten der Sportanlage diese
Stadionordnung als verbindlich an. Diese Stadionordnung gilt
grundsätzlich für alle Veranstaltungen, die Stadion an der Ven-
hauser Straße stattfinden.

§ 2 Widmung

1. Die Sportanlage dient vornehmlich der Austragung von Fuß-
ballspielen und der Durchführung von Veranstaltungen mit
überregionalem oder repräsentativem Charakter.

2. Ein Anspruch der Allgemeinheit auf Benutzung der Sportan-
lage besteht nicht.

3. Die im Fall einer Fremdnutzung der Sportanlage abzuschlie-
ßenden Verträge richten sich nach bürgerlichem Recht.

§ 3 Hausrecht

1. Das Hausrecht haben Vertreter und Beauftragte des SC
Spelle – Venhaus e. V., der Gemeinde Spelle und bei Veran-
staltungen auch die Polizei und der Sicherheits- und Ord-
nungsdienst (SOD). Diese sind berechtigt, Besuchern nach
Maßgabe dieser Stadionordnung Weisungen zu erteilen.

§ 4 Aufenthalt

1. Auf der Sportanlage dürfen sich nur Personen aufhalten, die
eine gültige Eintrittskarte oder einen sonstigen Berechti-
gungsausweis mit sich führen oder die ihre Aufenthaltsbe-
rechtigung für diese Veranstaltung auf eine andere Art nach-
weisen können. Eintrittskarten und Berechtigungsausweise
sind innerhalb der Stadionanlage an der Venhauser Straße
auf Verlangen der Polizei oder des Sicherheits- und Ord-
nungsdienstes (SOD) vorzuweisen. Inhaber von ermäßigten
Eintrittskarten sind verpflichtet, den zur Inanspruchnahme der
Ermäßigung berechtigenden Ausweis mit sich zu führen und
auf Verlangen vorzuzeigen.

2. Zuschauer haben, sofern angegeben, den auf der Eintritts-
karte für die jeweilige Veranstaltung angegebenen Platz oder
einen anderen, vom SOD oder von der Polizei aus Sicher-
heitsgründen besonders zugewiesenen Platz einzunehmen.
Dies gilt insbesondere für Zuschauer der Gastvereine, die
trotz gültiger Eintrittskarte keinen Zutritt für den Bereich des
Heimfansektors erhalten. Bei ausverkauften Veranstaltungen
ist der SOD angewiesen, den Zutritt des Gastfans mit Karten
für diesen Bereich ins Stadion zu untersagen.

3. Beim Verlassen der Sportanlage verliert die Eintrittskarte
grundsätzlich ihre Gültigkeit; das gilt auch für die Besitzer von
Dauerkarten hinsichtlich der Zugangsberechtigung an dem
konkreten Spieltag.

4. In begründeten Ausnahmefällen sind Besucher auf Verlangen
des SOD oder der Polizei verpflichtet, sich mit Hilfe eines amt-
lichen Personalausweises auszuweisen.
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5. Für den Aufenthalt auf der Sportanlage an veranstaltungs-
freien Tagen gelten die von der Gemeinde Spelle im Einver-
nehmen mit dem SC Spelle – Venhaus e. V.  getroffenen An-
ordnungen.

6. Im Geltungsbereich der Stadionordnung darf sich nicht aufhal-
ten, wer alkoholisiert ist, gefährliche oder gemäß § 7 der Sta-
dionordnung verbotene Gegenstände bei sich führt oder die
Absicht hat, die Sicherheit zu gefährden.

7. Zur Sicherheit der Besucher wird der Innenraum des Stadions
bei brisanten Begegnungen videoüberwacht.

8. Jeder Besucher willigt für alle Medien in die unentgeltliche
Verwendung des Abbildes und seiner Stimme für Fotografien,
Live-Übertragungen, Sendungen und/oder Aufzeichnungen
von Bild und/oder Ton, die im Zusammenhang mit der Veran-
staltung stehen, ein.

§ 5 Eingangskontrolle

1. Jeder Besucher ist bei dem Betreten der Sportanlage ver-
pflichtet, dem SOD seine Eintrittskarte oder seinen Berechti-
gungsausweis unaufgefordert vorzuzeigen und auf Verlangen
zur Überprüfung auszuhändigen. Auf Verlangen besteht diese
Pflicht auch gegenüber der Polizei.

2. Der SOD ist berechtigt, Personen - auch durch den Einsatz
technischer Hilfsmittel - daraufhin zu untersuchen, ob sie die
Verbote des § 7 dieser Stadionordnung einhalten und/oder ob
sie aufgrund von Alkohol- oder Drogenkonsum oder wegen
des Mitführens von Waffen oder von gefährlichen oder feuer-
gefährlichen Sachen ein Sicherheitsrisiko darstellen. Die Un-
tersuchung erstreckt sich auch auf mitgeführte Gegenstände.

3. Personen, die ihre Aufenthaltsberechtigung nicht nachweisen
können, und Personen, die ein Sicherheitsrisiko darstellen,
sind zurückzuweisen und am Betreten der Sportanlage zu hin-
dern bzw. aus dem Geltungsbereich der Stadionordnung zu
verweisen.

4. Dasselbe gilt für Personen, gegen die ein Stadionverbot oder
ein stadionbezogenes Betretungsverbot ausgesprochen
wurde sowie für Besucher, die eine Untersuchung gemäß Ab-
satz 2 verweigern.

5. Der SOD ist berechtigt, die Identität der Besucher durch Ein-
sichtnahme in Ihre von der Behörde ausgestellten Ausweispa-
piere (Personalausweis, Reisepass, etc.) zu überprüfen. Per-
sonen, die ihre Zustimmung zur Durchsuchung oder Identi-
tätsprüfung verweigern, können bei der Besucherkontrolle zu-
rückgewiesen und am Betreten der Sportanlage gehindert
werden

6. Ein Anspruch der zurückgewiesenen Besucher auf Erstattung
des Eintrittsgeldes besteht nicht.

7. Der SC Spelle – Venhaus e. V.  steht für eine weltoffene, to-
lerante Fußballkultur und spricht sich somit ausdrücklich ge-
gen Diskriminierung Dritter aufgrund deren Rasse oder ethi-
scher Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, des Al-
ters, einer Behinderung oder der sexuellen Identität aus.

Daher können Personen, die von ihrem äußeren Erscheinungsbild
oder ihrem Verhalten den Eindruck von fremdenfeindlichen, ras-
sistischen, diskriminierenden, gewaltverherrlichenden, antisemiti-
schen, links- oder rechtsextremen Tendenzen erkennen lassen,
von Veranstaltungen ausgeschlossen werden. Zum äußeren Er-
scheinungsbild zählt insbesondere eine typische Bekleidung,
auch mit themenbezogenen Schriftzeichen, bei dehnen verschie-
dene Zahlen- bzw. Buchstabenkombinationen die Haltung des
Trägers deutlich machen.

§ 6 Verhalten im Geltungsbereich
dieser Stadionordnung

1. Innerhalb der Sportanlage hat sich jeder Besucher so zu ver-
halten, dass kein anderer geschädigt, gefährdet oder - mehr
als nach den Umständen unvermeidbar - behindert oder be-
lästigt wird.

2. Die Besucher haben den Anordnungen der Polizei, der Feu-
erwehr, des SOD und des Rettungsdienstes sowie des Stadi-
onsprechers Folge zu leisten.

3. Aus Sicherheitsgründen und zur Abwehr von Gefahren sind
die Besucher verpflichtet, auf Anweisung der Polizei oder des
SOD andere Plätze als auf ihrer Eintrittskarte vermerkt - auch
in anderen Blöcken – einzunehmen oder die Sportanlage zu
verlassen.

4. Alle Auf- und Abgänge sowie die Rettungswege sind für den
bestimmungsmäßigen Zweck uneingeschränkt freizuhalten.

5. Unbeschadet dieser Stadionordnung können nach Abs. 2 Be-
rechtigte erforderliche weitere Anordnungen für den Einzelfall
zur Verhütung oder Beseitigung von Gefahr für Leben, Ge-
sundheit oder Eigentum erlassen werden. Den zu diesem
Zweck ergehenden Weisungen ist Folge zu leisten.

§ 7 Verbote

1. Die Haupttribüne der Sportanlage ist Heimfanbereich. Es ist
verboten, sich als Gastfan in diesem Bereich aufzuhalten bzw.
zu verweilen. Der SOD ist angewiesen und berechtigt, Zu-
schauer, die als Gastfan zu erkennen sind oder durch ihr Ver-
halten auffallen, auch wenn sie eine gültige Eintrittskarte be-
sitzen, aus diesem Bereich zu entfernen, wobei ihnen –soweit
dies im Einzelfall möglich ist- ein anderer geeigneter Platz im
Stadion an der Venhauser Straße zugewiesen werden kann.
Ist die Sportanlage ausverkauft, wird der betreffende Gastfan
aus der Sportanlage verwiesen oder der Zutritt zur Sportan-
lage verweigert.

2. Das Provozieren anderer Zuschauer zu Hass oder Gewalt ge-
genüber den Schiedsrichtern, Spielern oder sonstigen Perso-
nen ist verboten.

3. Den Besuchern des Stadions ist das Mitführen folgender Ge-
genstände untersagt:
a) rassistisches, fremdenfeindliches, rechtsradikales und

diskriminierendes Propagandamaterial;
b) werbende oder kommerzielle Gegenstände sowie politi-

sche oder religiöse Gegenstände aller Art, wie Banner,
Schilder, Flugblätter o. ä. ohne ausdrückliche Genehmi-
gung durch den Veranstalter

c) Waffen oder gefährliche Gegenstände jeder Art, welche
geeignet sind, Verletzungen zu verursachen oder hervor-
zurufen;

d) Sachen, die als Waffen oder Wurfgeschosse Verwendung
finden können;

e) Laser-Pointer
f) Gassprühdosen, ätzende, leicht entzündliche, färbende o-

der gesundheitsschädigende fest, flüssige oder gasför-
mige Substanzen

g) Flaschen, Becher, Krüge oder Dosen, die aus zerbrechli-
chem, splitterndem oder besonders hartem Material her-
gestellt sind; erlaubt ist die Mitnahme von bis zu 0,5 Liter
alkoholfreier Getränke in Weichverpackung (z.B. „Tetra-
Pak“) für Kinder bis zu 10 Jahren

h) sperrige Gegenstände wie Leitern, Hocker, Stühle, Kisten,
Reisekoffer;

i) Fackeln, Feuerwerkskörper, Leuchtkugeln, bengalische
Feuer, Signalraketen und andere pyrotechnische Gegen-
stände; Wunderkerzen;
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j) Fahnen- oder Transparentstangen, die länger als einen
Meter sind oder deren Durchmesser größer als drei Zen-
timeter ist;

k) alkoholische Getränke aller Art;
l) Drogen jeglicher Art;
m) mechanisch betriebene Lärminstrumente; der SC

Spelle – Venhaus behält sich Ausnahmen vor.
n) Fotokameras/-apparate, Videokameras oder sonstige

Ton- oder Bildaufnahmegeräte zum Zweck der kommerzi-
ellen Nutzung (sofern keine entsprechende Zustimmung
des Veranstalters vorliegt).

o) Hunde (Ausnahme: Begleithunde)

4. Das Mitführen medizinisch notwendiger Gehhilfen ist aus Si-
cherheitsgründen (Freihalten von Flucht- und Rettungswe-
gen) nur im Bereich der Sitzplätze und/oder der ausgewiese-
nen Sonderplätze erlaubt. Der SOD ist berechtigt, dem Besu-
cher, der eine Gehhilfe bei sich führt gemäß § 6 Abs. 3 eine
entsprechende Platzierung zuzuweisen.

5. Verboten ist den Besuchern weiterhin:
a) rassistische, fremdenfeindliche, rechtsradikale oder dis-

kriminierende Parolen zu äußern oder zu verbreiten, so-
wie extreme Handlungen jeder Art zu begehen;

b) nicht für die allgemeine Benutzung vorgesehene Bauten
und Einrichtungen, insbesondere Fassaden, Zäune, Mau-
ern, Umfriedungen der Spielfläche, Absperrungen, Be-
leuchtungsanlagen, Kamerapodeste, Bäume, Maste aller
Art und Dächer zu besteigen oder zu übersteigen;

c) Bereiche, die nicht für Besucher zugelassen sind (z.B. das
Spielfeld, den Innenraum, die Funktionsräume), ohne Ge-
nehmigung des Veranstalters oder der Polizei zu betreten;

d) mit Gegenständen oder Flüssigkeiten aller Art zu werfen,
insbesondere nicht auf die Sportflächen oder Besucher-
bereiche;

e) Feuer zu machen, Feuerwerkskörper, Signalmunition o-
der andere pyrotechnische Gegenstände, Magnesiumfa-
ckeln, Rauchkerzen, bengalische Feuer o. ä. abzubren-
nen bzw. abzuschießen;

f) bauliche Anlagen, Einrichtungen, Gebäude und Wege zu
bemalen, zu beschriften oder zu bekleben;

g) ohne Erlaubnis der Gemeinde Spelle oder des SC Spelle
- Venhaus Waren und Eintrittskarten zu verkaufen, Druck-
sachen zu verteilen und Sammlungen durchzuführen;

h) ohne vorherige Zustimmung des SC Spelle – Venhaus
und der Gemeinde Spelle Ton, Bild, Beschreibungen oder
Resultate der Veranstaltung aufzunehmen oder diese
ganz oder teilweise über Internet oder andere Medien
(einschließlich Mobilfunk) zu übertragen oder zu verbrei-
ten oder andere Personen bei derartigen Aktivitäten zu
unterstützen. Fotos und Bilder, die von Zuschauern bei je-
dem Spiel erstellt werden, dürfen ausschließlich für pri-
vate Zwecke verwendet werden. Jede kommerzielle Nut-
zung, gleich wohl auf welche Weise und durch wen, be-
darf der vorherigen schriftlichen Zustimmung.

i) außerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten oder
das Stadion in anderer Weise, insbesondere durch das
Wegwerfen von Sachen zu verunreinigen.

§ 8 Getränkeausschank

1. Den Verkauf und Ausschank von alkoholischen Getränken in-
nerhalb des Geltungsbereichs dieser Stadionordnung regelt
der SC Spelle – Venhaus in Abstimmung mit der Gemeinde
Spelle.

2. Die Gemeinde Spelle kann für einzelne Veranstaltungen ein
absolutes oder eingeschränktes Alkoholverbot aussprechen.

§ 9 Haftung

1. Das Betreten und Benutzen des Stadions erfolgt auf eigene
Gefahr.

2. Für Personen- und Sachschäden, die in Zusammenhang mit
der Benutzung des Stadions an der Venhauser Straße und
seiner Zugänge und Anlagen stehen oder die durch Dritte ver-
ursacht wurden, haftet weder der Veranstalter, noch die Ge-
meinde Spelle oder der SC Spelle - Venhaus.

3. Unfälle oder Schäden sind dem Veranstalter unverzüglich zu
melden.

§ 10 Zuwiderhandlungen

1. Ordnungswidrig i. S. d. § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einem Gebot oder Verbot dieser Sat-
zung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden.

Besteht der Verdacht einer strafbaren Handlung oder einer
sonstigen Ordnungswidrigkeit, so kann Anzeige erstattet wer-
den.

2. Außerdem können Personen, die gegen die Vorschriften der
Stadionordnung verstoßen, ohne Entschädigung aus dem
Stadion verwiesen und mit einem Stadionverbot belegt wer-
den.

3. Verbotenerweise mitgeführte Sachen werden sichergestellt
und - soweit sie für ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren
nicht benötigt werden - nach dem Wegfall der Voraussetzun-
gen für die Sicherstellung zurückgegeben.

4. Sollte der Veranstalter durch ordnungswidriges Verhalten zu
Schadenersatzansprüchen und/oder Geldstrafen von dritter
Seite herangezogen werden, so werden diese Ansprüche im
Regresswege gegen die Verursacher geltend gemacht. Das
Gleiche gilt für Sachschäden, die der Verursacher zu verant-
worten hat.

5. Die Rechte des Inhabers des Hausrechts bleiben unberührt

§ 11 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt des Landkreis Emsland in Kraft. Gleichzeitig tritt die Stadion-
ordnung vom 17.04.2008 außer Kraft.

Spelle, Oktober 2023

GEMEINDE SPELLE

Sändker
Bürgermeister

--------------------------------------------------

400 7. Satzung zur Änderung der Satzung über
die Erhebung der Abgaben für die Abwas-
serbeseitigung (Schmutzwasser) der Samt-
gemeinde Werlte (Abwasserbeseitigungs-
abgabensatzung) vom 08.07.2008

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungs-gesetzes (NKomVG) und der §§ 5, 6 und 8 des
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der
jeweils aktuellen Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Werlte
in seiner Sitzung am 14.12.2023 folgende Satzung beschlossen:

Art. I

§ 15 erhält folgende Fassung:

Die Abwassergebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 3,04 €.
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Art. II
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Werlte, 14.12.2023

SAMTGEMEINDE WERLTE

Kewe
Samtgemeindebürgermeister

--------------------------------------------------

401 Verordnung über die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Ge-
biet der Samtgemeinde Werlte (Gefahren-
abwehrverordnung)

Inhaltsverzeichnis:
Seite

§ 1 Geltungsbereich 2
§ 2 Begriffsbestimmungen 2
§ 3 Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 3
§ 4 Wertstoff-Container 3
§ 5 Gefahren von Grundstücken 3
§ 6 Fahrzeuge in öffentlichen Anlagen 4
§ 7 Umgang mit Tieren 4
§ 8 Eisflächen 5
§ 9 Öffentliches Baden und Schwimmen 5
§ 10 Offene Feuer im Freien 5
§ 11 Hausnummern 6
§ 12 Spielplätze 6
§ 13 Wahrung der Nacht- und Mittagsruhe 7
§ 14 Besondere Bestimmungen 7
§ 15 Anordnungen der Ordnungsbehörde und 7
§ 16 Ausnahmen 8
§ 17 Ordnungswidrigkeiten 8
§ 18 Geltungsdauer 8
§ 19 Inkrafttreten 8

Aufgrund der §§ 1 und 55 des Niedersächsischen Polizei- und
Ordnungsbehördengesetzes (NPOG) in der Fassung vom
19.01.2005 (Nds. GVBl. S. 9), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), §§ 58 Abs. 1
Nr. 5 und 98 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 588) hat der Rat der Samtge-
meinde Werlte in seiner Sitzung am _05.10.2023_ folgende Ver-
ordnung beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt im Gebiet der Samtgemeinde Werlte.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung sind

1) Öffentliche Verkehrsflächen:
Alle Straßen, Fahrbahnen, Gleisanlagen, Wege, Plätze,
Markt- und Parkplätze, Brücken, Durchfahrten, Durchgänge,
Tunnel, Über- und Unterführungen, Geh- und Radwege, Bus-
haltestellen, Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche,
Brücken, Treppen, Hauszugangswege und -durchgänge,
Rinnsteine, Regenwassereinläufe, Durchlässe, Dämme, Grä-
ben, Böschungen, Stützmauern, Trenn-, Seiten-, Rand-,
Sicherheits-, Grün- und Parkstreifen, Verkehrsinseln oder
sonstige Flächen ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand,
soweit sie für den öffentlichen Verkehr benutzt werden; dies
gilt auch, wenn sie in Anlagen liegen oder im Privateigentum
stehen.

2) Öffentliche Anlagen:
Alle der Allgemeinheit zur Nutzung oder zur Verfügung ste-
henden oder bestimmungsgemäß zugänglichen Waldflächen,
Park- und Grünanlagen, Grillplätze, Erholungsanlagen,
Schutzhütten, Pavillons, Gewässer-, Ufer- und Badeanlagen,
Friedhöfe, Schulhöfe, Bedürfnisanlagen, Wartehallen und Un-
terstände an Bushaltestellen, Spiel- und Sportplätze, Denk-
mäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten,
Kunstgegenstände, Standbilder und Plastiken, auch dann,
wenn für das Betreten oder die Benutzung Gebühren oder
Eintrittsgelder erhoben werden und ohne Rücksicht auf die Ei-
gentumsverhältnisse.

3) Spielplätze:
Sand- und Gerätespielplätze, für Trendsportarten vorgese-
hene Flächen (z.B. Skatebordbahnen) sowie Ballspielplätze.

§ 3
Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen

1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist un-
tersagt.

Es ist verboten,

a) Straßenlaternen, Lichtmasten, Masten der Fernmeldelei-
tungen, Feuermelder, Notrufanlagen, Brunnen, Bäume,
Kabelverteilerschächte sowie sonstige Anlagen und Bau-
werke, die der Wasser- und Energieversorgung, Abfallent-
sorgung, Wertstofferfassung sowie dem Fernmeldewesen
dienen, sowie Schutzhütten, Wartehallen und Unter-
stände an Bushaltestellen, Pavillons u.ä. zu erklettern und
Sperrvorrichtungen zu überwinden.

b) Hydranten zu verdecken und Schachtdeckel, Einläufe und
Abdeckungen von Versorgungsanlagen und Kanälen in
Straßen und Anlagen zu verstopfen, zu verunreinigen o-
der unbefugt zu öffnen.

c) Plakate, Schilder, Tafeln usw. unbefugt an Gebäuden,
Bäumen, Einfriedungen, Masten, Bänken, Bushaltestel-
len, Verteilerkästen usw. anzubringen. Gleiches gilt für
das unbefugte Bekleben, Bemalen, Beschmieren oder
Beschreiben dieser Objekte.

2) Bei Verkaufsgeschäften sowie an Verkehrsflächen oder in An-
lagen aufgestellten Warenautomaten, in denen verpackte und
zum sofortigen Verzehr gedachte Waren angeboten werden,
hat die Geschäftsinhaberin oder der Geschäftsinhaber bzw.
die Automatenaufstellerin oder der Automatenaufsteller als
Verantwortliche/r Abfallbehälter in ausreichender Anzahl und
Größe bereitzustellen.

Die oder der Verantwortliche hat eine regelmäßige, sich am
Bedarf orientierende Leerung der Abfallbehälter sicherzustel-
len. Die oder der Verantwortliche ist darüber hinaus für Ver-
unreinigungen, die durch die nicht (rechtzeitige) Leerung der
Abfallbehälter begründet sind, einsammlungs- und entsor-
gungspflichtig. Das Umfeld der Verkaufsgeschäfte oder der
Warenautomaten ist regelmäßig auf Verunreinigungen durch
Verpackungsmaterial oder sonstigen Unrat zu kontrollieren
und zu reinigen.

Im Übrigen wird auf die Vorschriften der Abfallbeseitigungsge-
setze des Bundes und des Landes (geordnete Entsorgung
von Abfällen) verwiesen.

§ 4
Wertstoff-Container

1) Das Abstellen bzw. Ablegen von Wertstoffen wie z. B. Altglas,
Altpapier und Altkleidern auf und neben den Wertstoff-Contai-
nern ist verboten. Es ist untersagt, Hausmüll sowie sonstigen
Unrat und Gegenstände, in, auf oder neben den Wertstoffcon-
tainern zu entsorgen. Jede Verunreinigung der angrenzenden
Verkehrsflächen und Anlagen ist verboten.
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2) In der Zeit von 20:00 Uhr bis 07:00 Uhr sowie an Sonn- und
Feiertagen dürfen die im Gebiet der Samtgemeinde aufge-
stellten Wertstoff-Container nicht benutzt werden.

§ 5
Gefahren von Grundstücken

1) Überhängender Schnee und Eiszapfen sind von Gebäuden o-
der Bauwerken zu entfernen, wenn sie Menschen, Tiere oder
Sachen gefährden können.

2) Stacheldraht, scharfe Spitzen oder andere Vorrichtungen,
durch die im öffentlichen Raum Personen verletzt oder Sa-
chen beschädigt werden können, dürfen nur in einer Höhe von
mindestens 2,50 m über dem Erdboden angebracht werden.
Hiervon ausgenommen sind landwirtschaftlich genutzte
Grundstücke.

3) In Verkehrsflächen hineinragende Zweige von Bäumen und
Sträuchern müssen bis zur Höhe von 2,50 m, über Verkehrs-
flächen, die mit Kraftfahrzeugen befahren werden bis zur
Höhe von 4,50 m von der oder dem Verantwortlichen beseitigt
werden. An Kreuzungen oder Einmündungen sind Sichtdrei-
ecke von Bewuchs, Bebauung oder sonstigen Gegenständen
frei zu halten.

Ebenso zu beseitigen sind Pflanzen, die das Betreten oder
Befahren der Verkehrsflächen beeinträchtigen bzw. in diese
hineinwachsen und den Verkehr erschweren.

4) Verantwortlich für die Beseitigung ist die Grundstückseigentü-
merin oder der Grundstückseigentümer. Mehrere Eigentüme-
rinnen oder Eigentümer sind gemeinschaftlich verantwortlich.
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht, Nießbrauch oder
Dauerwohnrecht belastet, so ist der oder die dinglich Berech-
tigte vorrangig an Stelle der Eigentümerin oder des Eigentü-
mers verantwortlich.

§ 6
Fahrzeuge in öffentlichen Anlagen

In öffentlichen Anlagen, die nicht von den Regelungen der Stra-
ßenverkehrsordnung erfasst werden, ist das Fahren bzw. das Ab-
stellen von Kraftfahrzeugen aller Art sowie von Wohnwagen und
Anhängern untersagt.

§ 7
Umgang mit Tieren

1) Haustiere sind so zu halten, dass sie nicht durch anhaltendes
oder häufiges Bellen, Heulen oder ähnliche Geräusche die
Bewohner in ihrer Ruhe stören. Die besonderen Belange der
Landwirtschaft bleiben hiervon unberührt.

2) Hundehalter und Hundehalterinnen oder die mit der Führung
und Beaufsichtigung von Hunden Beauftragten sind verpflich-
tet, zu unterbinden, dass der Hund

a) sich unbeaufsichtigt außerhalb des eigenen Grundstü-
ckes aufhält,

b) Personen oder Tiere gefährdend anspringt oder anfällt,

c) öffentliche Verkehrsflächen oder Anlagen beschädigt o-
der mit Kot verunreinigt.

3) Ist für einen Hund die Gefährlichkeit im Sinne des § 7 Nieder-
sächsisches Hundegesetzes festgestellt, muss dieser außer-
halb ausbruchsicherer Grundstücke auf öffentlichen Ver-
kehrsflächen und in Anlagen nicht nur an einer geeigneten
Leine geführt werden, sondern darüber hinaus einen geeigne-
ten Maulkorb tragen, der ein Beißen sicher verhindert. Dies
gilt auch bereits während des Prüfverfahrens zur Feststellung
der Gefährlichkeit.

4) Innerhalb der Ortschaften (Gebiete gem. §§ 30 und 34 Bau-
gesetzbuch), an sonstigen öffentlichen Orten sowie bei öffent-
lichen Veranstaltungen sind Hunde an einer kurzen Leine zu
führen.

5) Auf Spielplätze, Schulhöfe, Gelände von Kindergärten und
kommunale Friedhöfe dürfen Hunde nicht mitgenommen wer-
den.

6) Bei Verunreinigungen öffentlicher Verkehrsflächen und öffent-
licher Anlagen nach     § 2 durch Tiere sind die Tierhalter bzw.
die mit der Führung beauftragen Personen zur unverzüglichen
Säuberung verpflichtet. Die Beseitigungspflicht gilt insbeson-
dere für Hundekot und Pferdemist. Diese Reinigungspflicht
geht der des sonst Verpflichteten vor.

7) Die Regelungen der Abs. 5 und 6 gelten nicht für Assistenz-
hunde im Sinne des § 12 e Abs. 3 des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes, die bestimmungsgemäß eingesetzt werden.
Tiere, die zur rechtmäßigen Jagdausübung, als Rettungs-
hunde oder von der Polizei oder dem Zoll eingesetzt werden,
sind von den Regelungen der Absätze 2 bis 6 für die Dauer
der Jagd oder des Einsatzes ebenfalls ausgenommen.

8) Das Füttern von wildlebenden Tauben ist im Samtgemeinde-
gebiet verboten. Es darf auch kein Futter, das zum Füttern von
Tauben bestimmt oder geeignet ist, ausgelegt werden.

9) Es ist verboten, an frei zugänglichen Gewässern Wasservögel
und Fische zu füttern.

§ 8
Eisflächen

Das Betreten oder Befahren von Eisflächen öffentlicher Gewässer
im Samtgemeindegebiet und die Benutzung dieser Eisflächen
zum Eissport ist verboten, soweit nicht durch die Samtgemeinde
oder die jeweilige Mitgliedsgemeinde eine Ausnahme nach § 16
dieser Verordnung erteilt wird.

§ 9
Öffentliches Baden und Schwimmen

Das Baden und Schwimmen in öffentlichen kommunalen Gewäs-
sern ist untersagt, sofern dies nicht ausdrücklich durch den Eigen-
tümer bzw. den Nutzungsberechtigten erlaubt wird.

§ 10
Offene Feuer im Freien

1) Das Anlegen und Unterhalten von offenen Feuern ist verbo-
ten. Offene Feuer, die durch andere gesetzliche Regelungen
gestattet sind, bleiben von dieser Regelung ausgenommen.

2) Jedes zugelassene Feuer im Freien ist dauernd durch min-
destens eine volljährige Person zu beaufsichtigen. Vor Ent-
zündung des Feuers muss sichergestellt sein, dass sich keine
Menschen oder Tiere im aufgeschichteten Brennmaterial auf-
halten. Bevor die Feuerstelle verlassen wird, ist diese vollstän-
dig abzulöschen. Die Verantwortlichen haben sich von der
vollständigen Löschung aller möglichen Entzündungsquellen
zu überzeugen.

3) Das Abbrennen von Osterfeuern als Brauchtumsfeuer ist zu-
lässig. Das Abbrennen ist entweder am Ostersamstag ab
17:00 Uhr oder am Ostersonntag und Ostermontag erlaubt.
Das Osterfeuer ist mindestens 14 Tage vorher bei der Samt-
gemeinde mittels Anzeigeformular anzuzeigen.
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§ 11
Hausnummern

1) Jede Eigentümerin/jeder Eigentümer eines bebauten Grund-
stücks hat dafür Sorge zu tragen, dass die zugeteilte Haus-
nummer zur Straßenseite hin gut sichtbar angebracht wird
und lesbar erhalten bleibt; sie darf nicht durch Bewuchs oder
Vorbauten verdeckt sein.

2) Die Schilder bzw. Ziffern sollen eine Mindesthöhe von 10 cm
nicht unterschreiten.

Die Hausnummer ist auf eigene Kosten zu beschaffen; dies
gilt auch für den Fall, dass eine Änderung der Hausnummer
erfolgt (Neunummerierung).

3) Bei Neubauten und Umbauten muss die Hausnummer binnen
14 Tagen nach Beginn der Benutzung angebracht werden.

§ 12
Spielplätze

1) Der Aufenthalt auf öffentlichen Spielplätzen sowie die Benut-
zung der fest eingebauten Spielgeräte ist nach Einbruch der
Dunkelheit nicht gestattet, sofern nicht im Einzelfall durch Be-
schilderung eine zeitliche Einschränkung festgelegt ist. Eine
durch Beschilderung ausgewiesene Altersgrenze ist zu be-
achten.

2) Zum Schutz der Kinder und Jugendlichen ist es auf Spielplät-
zen verboten,

a) gefährliche Gegenstände und Stoffe mitzubringen;

b) Glas jeglicher Art, Metallteile, Dosen oder andere Sachen
und Gegenstände zu zerschlagen, einzugraben oder fort-
zuwerfen;

c) mit Fahrzeugen aller Art zu fahren. Hiervon ausgenom-
men sind Kinderfahrräder, Kinderroller und Kinderdreirä-
der oder ähnliche Fahrzeuge, fahrbare Mobilitätshilfen für
Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen sowie
Fahrzeuge zur Pflege der Anlagen;

d) zu rauchen und alkoholische Getränke zu verzehren.

3) Vorhandene Hinweisschilder/Hinweistafeln sind zu beachten.

§ 13
Wahrung der Nacht- und Mittagsruhe

1) An Werktagen in der Zeit von 13.00 – 15.00 Uhr von 20.00 –
bis 07.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen sind Tätigkeiten
verboten, die die Ruhe anderer stören.

2) Motorgetriebene Rasenmäher und Gartengeräte dürfen an
Werktagen in der Zeit von 13.00 – 15.00 Uhr und von 20.00 –
07.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen nicht betrieben wer-
den, sofern sie die in der 32. Verordnung zur Durchführung
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschi-
nenlärmschutzverordnung – 32. BImschV) zulässigen Geräu-
schimmissionswerte überschreiten.

3) Ausgenommen von der Regelung des § 13 Abs. 1 sind unauf-
schiebbare geräuschintensive Arbeiten gewerblicher sowie
land- und forstwirtschaftlicher Art sowie für Arbeiten, die im
öffentlichen Interesse durchgeführt werden.

§ 14
Besondere Bestimmungen

1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen sowie in öffentlich zu-
gänglichen Hauseingängen und Einfahrten ist untersagt:

a) das Übernachten, Lärmen oder Trinkgelage zu veranstal-
ten sowie Bänke zum Liegen und Schlafen zu nutzen;

b) das Betteln durch unmittelbares Einwirken von Person zu
Person, insbesondere durch in den Weg stellen, Mitführen
von Tieren, bedrängendes oder hartnäckiges Ansprechen
oder Anfassen, das Anstiften von Minderjährigen zu die-
ser Art des Bettelns sowie das stille Betteln von Kindern
oder mit Beteiligung von Kindern;

c) das Urinieren und das Verrichten der Notdurft.

2) Das Betreten der Uferbereiche der öffentlichen Seen und Tei-
che im Samtgemeindegebiet mit Getränkeflaschen,- dosen
und – gläsern jeglicher Art zum Zwecke des sofortigen Ver-
zehrs dieser Getränke und das Veranstalten von Trinkgelagen
ist verboten.

§ 15
Anordnungen der Ordnungsbehörde und der Polizei

Ordnungsbehörde und Polizei sind befugt, zur Durchsetzung die-
ser Verordnung Anordnungen an diejenigen Personen zu richten,
deren Verhalten gegen die Vorschriften dieser Norm verstößt. Den
Anordnungen ist unverzüglich Folge zu leisten.

§ 16
Ausnahmen

Die Samtgemeinde Werlte, im Falle des § 8 auch die jeweilige Mit-
gliedsgemeinde, kann von den Vorschriften dieser Verordnung in
begründeten Ausnahmefällen auf schriftlichen Antrag Ausnahmen
zulassen. Die Ausnahmegenehmigung ist grundsätzlich schriftlich
zu erteilen; sie ist jederzeit den berechtigten Personen auf Verlan-
gen zur Kontrolle vorzuzeigen.

§ 17
Ordnungswidrigkeiten

1) Ordnungswidrig nach § 59 Abs. 1 NPOG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig den Ge- oder Verboten dieser Verordnung
zuwiderhandelt.

2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
5.000,00 € geahndet werden.

3) Die Möglichkeit der Ahndung nach dem Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten, dem Niedersächsischen Polizei- und Ord-
nungsbehördengesetz sowie spezialgesetzlichen Vorschriften
bleibt unberührt.

§ 18
Geltungsdauer

Diese Verordnung tritt spätestens 10 Jahre nach ihrem Inkrafttre-
ten außer Kraft, soweit sie nicht vorher durch eine andere Gefah-
renabwehrverordnung ersetzt wird.
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§ 19
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Amts-
blatt des Landkreises Emsland in Kraft.

Werlte, 05.10.2023

SAMTGEMEINDE WERLTE

Ludger Kewe
Samtgemeindebürgermeister

--------------------------------------------------

C. Sonstige Bekanntmachungen

402 Jahresabschluss der Eurohafen Emsland
GmbH für das Geschäftsjahr 2022

Die Gesellschafterversammlung der Eurohafen Emsland GmbH
hat mit Beschluss vom 07. Dezember 2023 den Jahresabschluss
für das Geschäftsjahr 2022 festgestellt und der Geschäftsführung
Entlastung erteilt. Gleichzeitig wurde beschlossen, dass der Jah-
resüberschuss 2022 auf neue Rechnung vorgetragen wird.

Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Gehring & Kollegen GmbH“ in Lingen. Es
wurde mit Datum vom 26. September 2023 ein uneingeschränkter
Bestätigungsvermerk erteilt. Das Rechnungsprüfungsamt hatte
keine ergänzenden Feststellungen i. S. von § 34 Abs. 1 Satz 3
Eigenbetriebsverordnung.

Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung
öffentlich aus.

Die Unterlagen können an folgenden Stellen eingesehen werden:

- Landkreis Emsland, Ordeniederung 1, 49716 Meppen,
Zimmer 329

- Stadt Meppen, Markt 43, 49716 Meppen, Zimmer 102
- Stadt Haren (Ems), Neuer Markt 1, 49733 Haren (Ems),

Zimmer 205

Haren (Ems), 20.12.2023

Landkreis Emsland; Der Landrat
Stadt Meppen; Der Bürgermeister
Stadt Haren (Ems); Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

403 Prüfung des Jahresabschlusses 2022 der
GEG Grundstücks- und Erschließungsge-
sellschaft Haren (Ems) mit beschränkter
Haftung

Die Gesellschafterversammlung hat in der Sitzung am 12.12.2023
den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2022 festgestellt und
der Geschäftsführung vorbehaltlos die Entlastung für das Ge-
schäftsjahr 2022 erteilt. Gleichzeitig wurde beschlossen, dass der
Jahresüberschuss 2022 auf das neue Geschäftsjahr 2023 vorge-
tragen wird.

Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Volbers Vehmeyer Kollegen GmbH“ in Lingen.
Es wurde mit Datum vom 13.12.2023 ein uneingeschränkter Be-
stätigungsvermerk erteilt. Das Rechnungsprüfungsamt des Land-
kreises Emsland hat nach erfolgter Prüfung mit Schreiben vom
13.12.2023 mitgeteilt, dass ergänzende Feststellungen i. S. von §
34 Abs. 1 Satz 3 Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) nicht für
erforderlich gehalten werden.

Gemäß § 36 der EigBetrVO liegt der Jahresabschluss an sieben
Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung im Rathaus,
Zimmer 205, Neuer Markt 1, 49733 Haren (Ems), während der
Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus.

Haren (Ems), 20.12.2023

STADT HAREN (EMS)
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

Herausgeber: Landkreis Emsland – Der Landrat
Regelmäßiges Erscheinen zur Mitte des Monats und zum Monatsende
Alle zur Veröffentlichung bestimmten Einsendungen sind bis spätestens 3 Arbeitstage vor Ausgabetermin an den Landkreis Emsland in
Meppen zu richten.
Die Bekanntmachungen sind im Internet unter https://www.emsland.de/amtsblatt veröffentlicht.

https://www.emsland.de/
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Anlage 1 zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zuständige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4 NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife (Amtsblatt des LK EL Nr. 38/2023 vom 29.12.2023, Lfd.-Nr.: 389, Seite 390)
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Anlage 1a zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zuständige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4 NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife (Amtsblatt des LK EL Nr. 38/2023 vom 29.12.2023, Lfd.-Nr.: 389, Seite 390)
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Anlage 2 zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zuständige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4 NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife (Amtsblatt des LK EL Nr. 38/2023 vom 29.12.2023, Lfd.-Nr.: 389, Seite 390)
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Anlage 3 zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zuständige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4 NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife (Amtsblatt des LK EL Nr. 38/2023 vom 29.12.2023, Lfd.-Nr.: 389, Seite 390)
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Anlage 4 zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zuständige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4 NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife (Amtsblatt des LK EL Nr. 38/2023 vom 29.12.2023, Lfd.-Nr.: 389, Seite 390)
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Anlage 5 zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zuständige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4 NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife (Amtsblatt des LK EL Nr. 38/2023 vom 29.12.2023, Lfd.-Nr.: 389, Seite 390)
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Anlage 7 zur Richtlinie des Landkreises Emsland als zuständige Behörde und Aufgabenträger nach Art. 2 lit. b) VO (EG)
Nr. 1370/2007 und § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i. V. m. § 4 Abs. 4 NNVG über die Anwendung und Abgeltung gemeinwirtschaftlicher
Pflichten aus der Anwendung der genehmigten Tarife (Amtsblatt des LK EL Nr. 38/2023 vom 29.12.2023, Lfd.-Nr.: 389, Seite 390)


